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1 ALLGEMEINES 

1.1 Anlass, Ziel und Zweck der Planung 

In der Gemeinde Eimeldingen besteht seit Jahren eine anhaltend hohe Nachfrage nach 
Wohnraum, die sich aus dem steigenden Bedarf sowohl seitens der ortsansässigen 
Bevölkerung als seitens Zuziehender aus dem Ballungsraum Lörrach – Weil am 
Rhein – Basel (CH) begründet.  

Um insgesamt den Wohnraumbedarf für Ortsansässige decken, dem Druck auf dem 
lokalen Wohnungs- und Immobilienmarkt aktiv begegnen und die Entlastungsfunktion 
für den Ballungsraum erhalten und zukünftig sichern zu können, möchte die Gemeinde 
im Rahmen des beschleunigten Verfahrens gemäß § 13b BauGB weitere Flächen als 
Wohnbauflächen entwickeln. Das Gesetz gibt durch den § 13b BauGB den Gemeinden 
die Möglichkeit, Flächen als Wohnbauflächen zu entwickeln, die an im Zusammenhang 
bebaute Ortsteile anschließen, auch wenn sie im wirksamen Flächennutzungsplan 
nicht als Wohnbauflächen dargestellt sind. Diese Möglichkeit beschränkt sich jedoch 
auf Verfahren, die bis zum 31.12.2019 bzw. 31.12.2022 förmlich eingeleitet wurden. 
Darüber hinaus ist die Anwendbarkeit in der Flächengröße beschränkt.  

Auf der gemeindlichen Gemarkungsfläche liegen verschiedene Flächen, die für eine 
solche Entwicklung in Frage kommen und in der von der KE, Stuttgart, vorgelegten 
Flächenpotenzialanalyse vom 17.05.2019 näher betrachtet und anhand verschiedener 
Kriterien bewertet wurden. Auf Grundlage der hierin getroffenen Bewertung und nach 
nochmaliger kommunaler Betrachtung ist unter anderem die Fläche „Malzholzweg“ auf 
den Flurstücken Nr. 3025 und 3026/1 als mögliche Entwicklungsfläche verblieben. Um 
die Erleichterungen des beschleunigten Verfahrens nach § 13b BauGB für das 
vorliegende Plangebiet nutzen zu können, wurde das Bebauungsplanverfahren in 
öffentlicher Sitzung am 19.11.2019 mit einem Aufstellungsbeschluss förmlich 
eingeleitet. Weil sich zwischenzeitlich der Geltungsbereich des Plangebietes leicht 
veränderte hatte, erfolgte am 15.12.2022 ein erneuter Aufstellungsbeschluss nach 
§ 13b BauGB. 

In Eimeldingen sind alle für eine Gemeinde dieser Größenordnung üblichen Infrastruk-
tureinrichtungen vorhanden. Soweit bei öffentlichen Einrichtungen ein Ausbaubedarf 
besteht, verfolgt die Gemeinde diesen parallel zum vorliegende Wohnbaugebiet, das 
ein privater Investor umsetzen soll. Die Gemeinde wird vorliegend nur planend tätig. 
Die Umsetzung des Baugebietes erfolgt durch einen privaten Investor und ist für die 
Gemeinde nahezu kostenneutral. Der Investor übernimmt die Umsetzung der arten-
schutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen und der Erschließungsmaßnahme. Im städ-
tebaulichen Vertrag wird der Investor zudem zu Infrastrukturfolgezahlungen verpflich-
tet, die im Gemeininteresse stehen, z. B: für einen Spielplatz, der auch den Kindern in 
benachbarten Gebieten zugutekommen wird. Hinzu kommt, dass der Zuzug von neuen 
EinwohnerInnen und neue Wohnmöglichkeiten für einheimische Familien die Einwoh-
nerzahl und damit die Auslastung und Effektivität zentraler Einrichtungen der Gemein-
de erhöhen. 

Das Plangebiet liegt im Norden der Gemeinde Eimeldingen westlich der B3 und befin-
det sich derzeit im unbeplanten Außenbereich nach § 35 BauGB. Von der B3 aus soll 
das Plangebiet über die Reutackerstraße und die Reibmattenstraße durch das beste-
hende Gewerbegebiet verkehrlich und infrastrukturell erschlossen werden. Der räumli-
che Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 1,22 ha.  

Das Plangebiet schließt direkt an das bestehende Wohngebiet „Alte Säge“ an und soll 
den Siedlungsrand durch Wohnnutzung sinnvoll ergänzen. Die Gebäude sollen sich in 
ihrer Ausgestaltung an die bestehende Umgebungsbebauung anpassen und so einen 
harmonischen Übergang von der bestehenden zur neuen Bebauung schaffen. Gleich-
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zeitig bildet die zukünftige Wohnnutzung die Abgrenzung zur landwirtschaftlich genutz-
ten Umgebung und den vorläufigen Abschluss der Siedlungsentwicklung in Bezug auf 
den Landschaftsraum.  

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Malzholzweg“ und den zugehörigen örtli-
chen Bauvorschriften werden dabei insbesondere folgende städtebauliche Ziele ver-
folgt:  

▪ bedarfsgerechte Bereitstellung von Wohnraum zur Eigentums- und Mietwoh-
nungsbildung auf einer, an im Zusammenhang bebauter Ortsteile anschließenden, 
landwirtschaftlichen Fläche 

▪ Deckung der Wohnbedürfnisse der ortsansässigen und zuziehenden Bevölkerung  

▪ ökonomische Erschließung durch Anschluss an bereits vorhandene verkehrliche 
und technische Infrastruktur  

▪ Stärkung der Gemeinde Eimeldingen als attraktiver Wohnstandort  

▪ Schutz der Wohnbebauung durch Schienen- und Gewerbelärm 

▪ Sicherung und Gestaltung von öffentlichen und privaten Grünbereichen zur Ein-
bindung in die Ortsrandlage und den Landschaftsraum 

▪ Festlegung gestalterischer Leitlinien für eine ortsbildgerechte Neubebauung 

1.2 Lage und Nutzung des Plangebietes 

Das Plangebiet liegt im Norden der Gemeinde Eimeldingen westlich der B3 und wird 
begrenzt:  

▪ im Norden durch die freie Landschaft mit landwirtschaftlichen Flächen 

▪ im Nordosten durch den Malzholzweg mit anschließender Gewerbe- und 
Mischgebietsnutzung  

▪ im Südosten durch Wohnnutzung  

▪ im Süden durch den Mühlbach sowie im Südwesten durch landwirtschaftliche 
Flächen und im Anschluss durch die Bahntrasse  

Das Plangebiet umfasst eine Größe von ca. 1,22 ha und die im unten dargestellten 
Abgrenzungsbereich dargestellten Flurstücke Nr. 3025, 3026/1 sowie Nr. 3027 (Teil 
Wegegrundstück). Die genaue Lage ergibt sich aus der Planzeichnung zum Bebau-
ungsplan. 

Luftbild mit ungefährer Darstellung des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes – rot-gestrichelte Umrandung, LUBW 
(genordet, ohne Maßstab) 
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1.3 Flächennutzungsplan 

Der Bebauungsplan soll im beschleunigten, einstufigen Verfahren nach § 13b BauGB 
ohne Durchführung einer Umweltprüfung aufgestellt werden. Der § 13b BauGB regelt 
die Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren. 

Im derzeit wirksamen Flächennutzungsplan des GVV Vorderes Kandertal (Wirksamkeit 
21.07.1998) in der Fassung der 9. Änderung vom 06.09.2017 (Wirksamkeit) ist der 
Geltungsbereich als landwirtschaftliche Fläche mit Grünstrukturen dargestellt. Der vor-
liegende Bebauungsplan kann somit nicht aus den rechtswirksamen Darstellungen des 
Flächennutzungsplanes entwickelt werden. Im beschleunigten Verfahren kann jedoch 
ein Bebauungsplan auch aufgestellt werden, der von den Darstellungen des Flächen-
nutzungsplanes abweicht, solange die geordnete städtebauliche Entwicklung nicht be-
einträchtigt wird. Der Flächennutzungsplan ist dann lediglich im Wege der Berichtigung 
anzupassen.

aktueller Flächennutzungsplanausschnitt mit ungefährer Darstellung des Geltungsbereiches, GVV Vorderes Kandertal 
(genordet, ohne Maßstab) 

1.4 Wohnraumflächenbedarfsnachweis 

Von Seiten der Raumordnung beim Regierungspräsidium Freiburg wurde während des 
Bebauungsplanverfahrens Folgendes vorgetragen: 

„Entsprechend der Entwurfsbegründung zum Bebauungsplan „Malzholzweg" 
beab¬sichtigt die Gemeinde im Rahmen des beschleunigten Verfahrens ge-
mäß § 13b BauGB weitere Flächen als Wohnbauflächen zu entwickeln, ‚um 
auch langfristig den Wohnraumbedarf für Ortsansässige decken, dem Druck 
auf dem lokalen Wohnungs- und Immobilienmarkt aktiv begegnen und die Ent-
lastungsfunktion für den Ballungsraum erhalten und zukünftig sichern zu kön-
nen‘. Es fragt sich, welchen Planungshorizont die Gemeinde dieser – zumin-
dest auch – langfristigen Bedarfsbetrachtung zugrunde gelegt hat. 

Regelungsziel des § 13b BauGB ist es, durch die Inanspruchnahme eines 
verein-fachten Verfahrens die Wohnbebauung zu beschleunigen. Die Vor-
schrift des § 13b BauGB bezweckt also, es den Gemeinden zu erleichtern, für 
den dringenden Bedarf kurzfristig Baugrundstücke bereitzustellen. Bei der 
Aufstellung eines Bebauungsplans auf der Grundlage des § 13b BauGB kann 
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zwar ausnahmsweise vom Flächennutzungsplan abgewichen werden, § 13b 
BauGB dient aber nicht dazu, die Notwendigkeit einer vorbereitenden Bauleit-
planung als Regel entfallen zu lassen. Demgemäß kann der Planungshorizont 
für einen Bebauungsplan auf Grundlage des § 13b BauGB nicht dem für eine 
generelle Fortschreibung des Flächennutzungsplans entsprechen und inso-
fern einen Planungszeitraum von 15 Jahren oder mehr zugrunde legen. An-
gemessen erscheint allenfalls ein Planungszeitraum von bis zu 5 Jahren. 

Betrachtet man auf Grundlage der Berechnungen des Statistischen Landes-
amtes die Bevölkerungsentwicklung der Gemeinde Eimeldingen für die kom-
menden Jahre, fragt sich, ob der von der Gemeinde prognostizierte Bedarf für 
die hier vorgesehenen Teilbereiche der Allgemeinen Wohngebiete WA1, WA2 
und WA3 in einer Größenordnung von insgesamt ca. 8.044 m² (selbst bei ei-
ner festgesetzten Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4) gerechtfertigt erscheint.“ 

Durch die Entwicklung des vorliegenden Wohngebietes soll kurz-, mittel- und langfris-
tig – also insgesamt – eine Entlastung für den angespannten Wohnungs- und Immobi-
lienmarkt erzielt werden. Jede Wohneinheit die kurzfristig erstellt und dem Wohnungs-
markt zugeführt werden kann, bringt auch eine längerfristige Entlastung und sichert die 
Entlastungsfunktion in naher und ferner Zukunft.  

Die Auslegung des § 13b BauGB, wonach seine Anwendung den Nachweis eines 
„dringenden“ Bedarfes an Wohnraum voraussetzt und nur kurzfristige Planungshori-
zonte rechtfertigt, wird nicht gesehen. § 13b BauGB enthält weder im Normtext noch 
nach der Gesetzesbegründung die Aussage, er dürfe nur regional dort zur Anwendung 
kommen, wo ein entsprechender Bedarfsnachweis geführt wird. Der Bundesgesetzge-
ber hat generell schon bei der Einführung des § 13b BauGB im Jahr 2017 einen bun-
desweiten Bedarf zur Schaffung von Wohnraum gesehen und deshalb die Ausweisung 
neuer Wohnbaugebiete nach § 13b BauGB im beschleunigten Verfahren und mit ei-
nem Verzicht auf die Ausgleichspflicht erlassen. Noch deutlicher wird diese Zielrichtung 
mit dem „Baulandmobilisierungsgesetz“ von 2021, das die Geltung von § 13b BauGB 
verlängert hat. Mit dieser Novelle wurden nämlich einige neue Steuerungsinstrumente 
eingeführt, die der Gesetzgeber ausdrücklich daran knüpft, dass in der jeweiligen Re-
gion ein angespannter Wohnungsmarkt i. S. d. § 201a BauGB besteht. Die in der glei-
chen Novelle vorgenommene Verlängerung der Geltungsdauer des § 13b BauGB wur-
de jedoch gerade nicht an diesen Nachweis geknüpft. § 13b BauGB gilt daher weiter-
hin bundesweit ohne regionalspezifischen Bedarfsnachweis. 

Die Gemeinde Eimeldingen zeigt sich im Übrigen verwundert darüber, dass auf politi-
scher Ebene flächendeckend die Schaffung von zusätzlichem Wohnraum gefordert, 
vorliegend aber ein gemeindespezifischer Bedarfsnachweis auf Eigenentwicklungsba-
sis gefordert wird. Das verkennt vor allem die strukturelle Problematik im Dreiländer-
eck. Eimeldingen ist zwar eine kleine Gemeinde, durch ihre hervorragende Verkehrs-
anbindung an die A5, A98, B3 und die Rheintalbahn jedoch faktisch Teil der Agglome-
ration Basel, in der ein sehr hoher Siedlungsdruck besteht. Das südlich angrenzende 
Oberzentrum Lörrach-Weil kann den regionalen Wohnraumbedarf nicht annähernd de-
cken, weil die Grenzlage zur Schweiz, ein sehr hoher Anteil von Verkehrsflächen und 
topographische Beschränkungen entgegenstehen. Zur Linderung des regionalen 
Wohnraummangels müssen deshalb auch kleinere Gemeinden im Umfeld des Ober-
zentrums beitragen. Das Abheben auf die allgemeinen Entwicklungsdaten des statisti-
schen Landesamtes verfehlt diese spezifische regionale Problematik, bei der im Übri-
gen davon auszugehen ist, dass diese Problematik strukturell bedingt ist und daher auf 
Dauer bestehen wird, was entsprechend langfristige Planungshorizonte rechtfertigt. 
Vom Führen eines Wohnbauflächenbedarfsnachweises wird daher begründet abgese-
hen. 
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1.5 Bestehende, angrenzende Bebauungspläne 

Im Nordosten und Südwesten des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes „Malz-
holzweg“ grenzen jeweils Bebauungspläne an:  

▪ im Nordosten der Bebauungsplan „Reutacker I“ (Gewerbegebiet) mit Rechtskraft 
vom 11.04.1995 

▪ im Südwesten der Bebauungsplan „Alte Säge“ (Wohngebiet) mit Rechtskraft vom 
22.06.2004 

1.6 Planungsverfahren / Verfahrensablauf 

Beschleunigtes Verfahren gemäß § 13b BauGB 

Da für den Planbereich bislang kein Planungsrecht besteht, soll für die angestrebte 
Flächenentwicklung ein Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren gemäß 
§ 13b BauGB aufgestellt werden; der Aufstellungsbeschluss hierzu wurde am 
19.11.2019 und auf Grund der Änderung des Geltungsbereiches am 15.12.2022 erneut 
in öffentlicher Gemeinderatssitzung gefasst. § 13b BauGB wurde mit der BauGB-
Novelle 2017 neu eingeführt und ermöglicht die Anwendung des beschleunigten Ver-
fahrens nach § 13a BauGB für Wohnbauflächen, die an den Siedlungsbereich unmit-
telbar anschließen.  

Von der Möglichkeit im Verfahren nach § 13b BauGB auf die Frühzeitige Beteiligung 
der Behörden und der Öffentlichkeit zu verzichten (§§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB) 
wurde kein Gebrauch gemacht werden. Demnach fand eine freiwillige frühzeitige Be-
hörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung statt.  

Weiterhin sind für die Anwendung des beschleunigten Verfahrens folgende Vorausset-
zungen zu erfüllen: 

Schwellenwert 

Ein Bebauungsplan darf im beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB nur dann 
aufgestellt werden, wenn in ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 
BauNVO von weniger als 10.000 m² festgesetzt wird. Im vorliegenden Fall wird dieser 
Schwellenwert mit einer zulässigen überbaubaren Grundfläche von ca. 3.224 m² 
(ca. 8.059 m² x GRZ 0,4) unterschritten. 

Anschluss an den Siedlungsbestand – Wohnnutzungen 

Anwendbar ist § 13b BauGB zudem nur bei Bebauungsplänen für geplante Wohnnut-
zungen, die an bebaute Ortsteile anschließen. Die Voraussetzungen treffen für die vor-
liegende Planung zu, da das Plangebiet als Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 
BauNVO ausgewiesen und alle in Wohngebieten ausnahmsweise zulässigen Nutzun-
gen gem. § 4 Abs. 3 BauNVO ausgeschlossen werden, ebenso Schank- und Speise-
wirtschaften und Sportanlagen. Damit ist der vorrangige Wohncharakter des Gebietes 
i. S. d. § 13b BauGB gesichert. Der Anschluss an bebaute Ortsteile ist gegeben, da 
das Plangebiet im Nordosten und Südwesten unmittelbar an den Siedlungsbestand 
anschließt.  

Bei der vorliegenden Planung handelt es sich um eine sinnvolle städtebauliche Ent-
wicklung, die Flächen im direkten Anschluss an den Siedlungsbestand einbezieht und 
einer Wohnbebauung zukommen lässt. Über die Reibmattenstraße und die bestehen-
den Leitungen kann das Plangebiet ökonomisch und kostengünstig erschlossen wer-
den. Durch das im Südwesten angrenzende Wohngebiet und das im Nordosten an-
grenzende Gewerbegebiet ergibt sich in diesem Siedlungsbereich bereits eine Vorprä-
gung, sodass das Plangebiet einer geordneten städtebaulichen Entwicklung zugeführt 
werden und gleichzeitig eine sensible und ortstypische Abrundung der Siedlungsstruk-
tur ausgebildet werden soll.  
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Kumulation 

Gemäß § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB sind zur Ermittlung der zulässigen Grundfläche die 
Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die in einem engen sachlichen, räumlichen 
und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, mitzurechnen. Der Gesetzgeber hat 
an die sog. „Kumulationsregel“ enge Maßstäbe geknüpft. Verhindert werden soll vor al-
lem, dass ein Bebauungsplanverfahren missbräuchlich in mehrere kleine Verfahren 
aufgeteilt wird, um den Schwellenwert der zulässigen Grundfläche zu umgehen. Der 
Bebauungsplan steht in keinem engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusam-
menhang mit anderen Bebauungsplanverfahren der Innenentwicklung nach § 13a 
BauGB sowie der Einbeziehung von Außenbereichsflächen nach § 13b BauGB. 

UVP-Pflicht 

Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, wenn durch den Bebauungsplan die 
Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung oder nach Landesrecht unterliegen. Geplant ist, das Gebiet als Allgemeines 
Wohngebiet (WA) zu entwickeln sowie öffentliche und private Grünflächen sowie Ver-
kehrsflächen auszuweisen; UVP-pflichtige Vorhaben werden somit nicht begründet. 

Natura 2000-Gebiete 

Das beschleunigte Verfahren ist auch dann ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte für 
eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzgüter (Natura 
2000-Gebiete) bestehen.  

Im Zuge der Verfahrensdurchführung wurde durch das Büro faktorgruen, Freiburg, ge-
prüft, ob Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB ge-
nannten Schutzgüter (Natura 2000-Gebiete) bestehen: 

Natura 2000-Flächen (Vogelschutz-/FFH-Gebiete), Naturschutzgebiete und Land-
schaftsschutzgebiete sind innerhalb des Plangebietes nicht vorhanden.  

In ca. 800 m Entfernung vom Plangebiet in westlicher Richtung befindet sich das FFH-
Gebiet „Markgräfler Rheinebene von Weil bis Neuenburg“. Das Vogelschutzgebiet 
„Rheinniederung Haltingen – Neuenburg mit Vorbergzone“ befindet sich in ca. 1,25 km 
Entfernung vom Plangebiet in südwestlicher Richtung.  

Aufgrund der Entfernung zum Plangebiet kann eine Betroffenheit von Natura 2000-
Gebieten ausgeschlossen werden.  

Störfallbetriebe 

Das beschleunigte Verfahren ist auch ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte dafür be-
stehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswir-
kungen von schweren Unfällen nach § 50 S. 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
zu beachten sind. Da sich weder in unmittelbarer noch weiterer Umgebung zum Plan-
gebiet ein Störfallbetrieb befindet, sind hierfür keine Anhaltspunkte gegeben. 

Umweltprüfung / Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung 

Im beschleunigten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens 
nach § 13 Abs. 3 S. 1 BauGB. Danach wird auf eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB, auf die Erarbeitung eines Umweltberichtes, auf die Angaben, welche Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar sind sowie auf eine zusammenfassende Er-
klärung nach § 10a Abs. 1 BauGB verzichtet. Darüber hinaus findet die Eingriffsrege-
lung (§ 1a BauGB i. V. m. § 21 BNatSchG) keine Anwendung. Die Notwendigkeit zur 
naturschutzrechtlichen Eingriffsbilanzierung sowie das Aufzeigen von Maßnahmen zur 
Bewältigung von Eingriffsfolgen entfallen.  

Nichtsdestotrotz muss für auch im beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB der 
Artenschutz abgeprüft und die Umweltbelange betrachtet werden. Dem Bebauungs-
plan ist daher der Umweltbeitrag mit grünordnerischen Festsetzungen sowie die spezi-
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elle artenschutzrechtliche Prüfung des Büros faktorgruen, Freiburg, beigefügt (siehe 
hierzu auch Ziffer 5). 

Die Voraussetzungen für die Anwendbarkeit des § 13b BauGB liegen somit vor.  

1.7 Verfahrensdaten 

19.11.2019  Der Gemeinderat fasst den Aufstellungsbeschluss für den Be-
bauungsplan und die dazugehörigen örtlichen Bauvorschriften 
„Malzholzweg“ gem. § 2 Abs. 1 BauGB. 
 

20.05.2021  Der Gemeinderat billigt den Vorentwurf des Bebauungsplanes 
und der dazugehörigen örtlichen Bauvorschriften „Malzholzweg“ 
und beschließt die Durchführung der (freiwilligen) Frühzeitigen 
Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 und § 4 As. 1 BauGB. 
 

16.06.2021 -
16.07.2021 

 Durchführung der (freiwilligen) Frühzeitigen Öffentlichkeitsbetei-
ligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB. 
 

Anschreiben  
vom 10.06.2021 
mit Frist bis 
16.07.2021 

 Durchführung der (freiwilligen) Frühzeitigen Behördenbeteili-
gung gem. § 4 Abs. 1 BauGB. 
 
 
 

15.12.2022  Der Gemeinderat fasst den erneuten Aufstellungsbeschluss für 
den Bebauungsplan und die dazugehörigen örtlichen Bauvor-
schriften „Malzholzweg“ gemäß § 2 Abs. 1 i. V. m. § 13b BauGB 
mit verändertem Geltungsbereich. 
 
 

__.__.____  Der Gemeinderat billigt den Entwurf des Bebauungsplanes der 
dazugehörigen örtlichen Bauvorschriften „Malzholzweg“ und 
beschließt die Durchführung der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 und 
§ 4 Abs. 2 BauGB (Offenlagebeschluss). 
 

__.__.____ bis 
__.__.____ 

 Durchführung der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB. 
 

Anschreiben  
vom __.__.____ 
mit Frist bis 
__.__.____ 

 Durchführung der Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB. 

   
__.__.____  Der Gemeinderat beschließt über die in der Offenlage einge-

gangenen Stellungnahmen und beschließt den Bebauungsplan 
und die dazugehörigen örtlichen Bauvorschriften „Malzholzweg“ 
gem. § 10 Abs. 1 BauGB als jeweils eigenständige Satzungen 
(Satzungsbeschluss). 

 

  



Gemeinde Eimeldingen – Gemarkung Eimeldingen Stand: 27.04.2023 
Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften Fassung: Offenlage 

„Malzholzweg“ gemäß §§ 3 (2) und 4 (2) i.V.m. 13b BauGB 

BEGRÜNDUNG Seite 10 von 40 

 

23-04-27 Begründung Malzholzweg OF (23-05-08).docx 

2 STÄDTEBAULICHES KONZEPT 

2.1 Städtebau 

Grundlage der vorliegenden Planung bildet der Städtebauliche Entwurf vom Dezember 
2022.  

Innerhalb des Plangebietes befindet sich mittig ein Nord-Süd verlaufender, großflächi-
ger Böschungsbereich mit einem topografischen Versatz von ca. 4 bis 6 m, der das 
Gebiet in ein oberes und ein unteres Plateau teilt. Daraus ergeben sich besondere An-
forderungen an die Erschließung und an die Bebauung sowie Grundstückseinteilung 
für das Baugebiet. Zur besseren Bebaubarkeit und zur Optimierung der Erschließung 
soll der Geländeverlauf insgesamt angeglichen werden, sodass sich ein homogener 
Höhenverlauf für das Plangebiet abfallend von Nordost nach Südwest ergibt. So kann 
auch eine harmonische Höhenabstufung der Bebauung hergestellt sowie eine Querge-
rechtigkeit für alle Bauherren erzielt werden. In der Planzeichnung sind zum besseren 
Verständnis exemplarisch 2 Ansichten/Schnitte dargestellt, die sowohl den modellier-
ten Höhenverlauf als auch eine mögliche Bebauung sowie beim Schnitt „AA“ die Be-
standsbebauung im Hintergrund abbilden.  

Städtebaulicher Entwurf mit Stand 12/2022, FSP (genordet, ohne Maßstab) 

 

Das Plangebiet orientiert sich mit den zulässigen Doppelhäusern im Übergang zum 
Bestandsgebiet „Alte Säge“ an der Bestandsbebauung. Im Nordosten und Südwesten 
werden auf Grund der heute geltenden Maßstäben an das Flächensparen, den Boden-
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schutz und die Verdichtung sowie auf Grund der Schallabschirmungserfordernisse an-
dere Gebäudetypologien gewählt, die jedoch insgesamt städtebaulich und ortsbaulich 
verträglich sind. 

Die zum Landschaftsraum geplante Bebauung mit Einzelhäusern führt sanft über in die 
Kulturlandschaft und bildet mit seiner offenen und lockeren Bebauung einen verträgli-
chen und harmonischen Ortsrand. Die beiden östlichen Mehrfamilienhäuser grenzen 
an das Gewerbegebiet an und passen zu den dortigen massiveren Kubaturen. Einzig 
das westliche Gebäude bildet einen dichteren Abschluss. Es liegt aber im Gelände tie-
fer und ist nicht von weit her einsehbar, außerdem von Norden durch die Hecken und 
Bäume entlang der Böschung verdeckt. Aus städtebaulicher Sicht ist die vorgelegte 
Planung sowohl mit dem Ortsrand und Ortsbild als auch mit dem offenen Landschafts-
raum verträglich. 

Unter Berücksichtigung der baulichen Umgebung soll das Plangebiet somit einer an-
gemessenen und ressourcenschonenden Wohnbebauung mit 6 Einzelhäusern, 
3 Einzel- bzw. 6 Doppelhäusern und 3 Mehrfamilienhäusern sowie einer Sticherschlie-
ßung mit ausreichend dimensioniertem Wendehammer zugeführt werden. Der westli-
che Abschluss des Plangebietes durch ein Mehrfamilienhaus fasst das Gebiet städte-
baulich und wirkt gemeinsam mit den beiden östlichen Riegelbauten als Klammer und 
Einfassung der Einzel- und Doppelhäuser. Zudem tragen Mehrfamilienhäuser zu einer 
sozialen Durchmischung des Plangebietes bei, da sie Eigentums- und Mietwohnungen 
ermöglichen und damit zu einer besseren Sozial- und Altersdurchmischung in sich und 
für das gesamte Plangebiet führen können. 

Auch bei der Grundstückseinteilung wird auf einen schonenden Umgang mit Grund 
und Boden geachtet, da die Grundstücke für alle Gebäudetypologien kleinteilig parzel-
liert werden, aber dennoch über die Festsetzung entsprechend großteiliger Baufenster 
eine gute Ausnutzung zulassen. Über den Gebäudemix sollen unterschiedliche Inte-
ressenten- und Käufergruppen angesprochen werden, sodass innerhalb des Gebietes 
Wohnraum für unterschiedliche Altersgruppen und Lebensmodelle geschaffen und 
hierüber eine soziale Durchmischung generiert werden kann. Dieser Gedanke wird 
durch die Einbettung des Individualwohnens (Einzel- und Doppelhäuser) zwischen den 
Mehrfamilienhäusern im Osten und Westen noch gestärkt. Preisgedämpfter Mietwoh-
nungsbau soll an anderer Stelle im Gemeindegebiet realisiert und zur Verfügung ge-
stellt werden. Das Plangebiet ist für kostengünstigen Wohnungsbau ungeeignet, da es 
aus ökologischen Gründen (Artenschutz, Landschaftsbild) und wegen seiner nicht da-
rauf ausgerichteten Erschließung keine so hohe Verdichtung mit Ge-
schosswohnungsbauten ermöglicht, wie es für kostengünstiges Bauen erforderlich wä-
re. Bei der Entwicklung des vorliegenden Plangebietes steht daher die Entwicklung von 
Wohneigentum in einem zeitgemäßen Gebäudemix im Vordergrund. Auf Grund der 
Topografie und der damit einhergehenden Erschließungskosten ist es gerade notwen-
dig, die einzelnen Grundstücke kleiner einzuteilen und auch dreigeschossige Mehrfa-
milienhäuser zu realisieren, um die Kosten insgesamt (Grundstück, Steuer, Erschlie-
ßung, Haus-/Wohnungsbau etc.) für jede/n Einzelne/n in einem angemessenen Rah-
men halten zu können. Nur über das Angebot kleinflächigerer Grundstücke mit einer 
moderat erhöhten Grundstücksausnutzung können heute überhaupt noch – unabhän-
gig von den Erschließungs-, Grunderwerbs- und Baukosten – Normalverdiener in 
Wohneigentum kommen. Somit wird das Ziel zur Stärkung der Gemeinde als attraktiver 
Wohnstandort für breitere Interessengruppen als die der Besserverdiener bereits im 
Städtebaulichen Entwurf und auf Bebauungsplanebene unterstützt. 

Über die Platzierung von Einzelhäusern zum offenen Landschaftsraum und niedrigeren 
Einzel- bzw. Doppelhäusern zur Bestandsbebauung hin wird ein harmonischer Über-
gang in die Umgebung geschaffen. Insgesamt werden im Plangebiet durchgehend 
zwingend zwei Vollgeschosse (II) plus ausgebautem Dach bzw. Attika sowie differen-
zierte Trauf- und Gebäudehöhen festgesetzt, sodass hierüber einer zu hohen Massie-
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rung der Bebauung im Spannungsfeld zwischen Bestand und offenem Landschafts-
raum entgegengewirkt wird. Die bauliche und gestalterische An- und Einbindung soll 
zudem durch die Verwendung ortstypischer Satteldächer bei den Einzel- und Doppel-
häusern erzielt werden. Bei den Mehrfamilienhäusern ist die Realisierung von begrün-
ten Flach- oder Pultdächern vorgesehen, da die Verwendung dieser modernen und gut 
ausnutzbaren Dachform im Übergang zum bestehenden Gewerbegebiet im Osten so-
wie zur Lärmschutzwand und zur Bahnstrecke im Westen städtebaulich verträglich und 
räumlich abgesetzt von den geneigten Dächern im Bestandsgebiet „Alte Säge“ ist. Die 
geplanten zurückgesetzten Attikageschosse können gut ausgenutzt werden. 

Alle Gebäude können solaroptimiert und mit den Freibereichen nach Südwesten bzw. 
Südosten ausgerichtet werden.  

Im Norden sieht das Plankonzept im Böschungsbereich den weitgehenden Erhalt der 
Baum- und Vegetationsstrukturen sowie nördlich direkt angrenzend die Realisierung 
von CEF-Maßnahmen für den Artenschutz vor. Im Südwesten wird die dort vorhandene 
Versickerungsmulde des Baugebietes „Alte Säge“ für das Plangebiet ertüchtigt bzw. 
erweitert sowie Anpflanzmaßnahmen realisiert. Zwischen Versickerungsmulde und 
Wendehammer wird ein öffentlicher Spielplatz für den gesamten Bereich „Malzholz-
weg“ und „Alte Säge“ installiert, sodass in Verbindung mit dem auch als Quartiersplatz 
dienenden Wendehammer eine Spiel- und Begegnungsstätte für die Bewohnerinnen 
und Bewohner geschaffen wird. Dieser adressiert sich vor allem an Kleinkinder, 
wodurch er als Quartiersspielplatz die nach LBO notwendigen Kleinkindspielplätze für 
die Mehrfamilienhäuser ersetzen kann. 

Baulich soll sich die neue Bebauung in ihrer Ausnutzung, Höhe und Dachgestaltung in 
den Randbereichen an die umgebenden Strukturen anpassen. Durch weitergehende 
grünordnerische und bauplanungsrechtliche Festsetzungen sowie gestalterische Vor-
schriften wird sichergestellt, dass gebietstypische Bauformen sowie ortstypische Mate-
rialien zur Anwendung kommen und sich das Gebiet harmonisch an den Siedlungsbe-
stand an- und in den Landschaftsraum einfügt. 

2.2 Erschließung 

Die Erschließung des Plangebietes ist ausschließlich von Osten über die im Gewerbe-
gebiet befindliche Reibmattenstraße vorgesehen. Die Reibmattenstraße ist über die 
Reutackerstraße direkt an die B3 angebunden und kann den durch das Plangebiet ent-
stehenden Mehrverkehr sowohl in ihrer Funktion als auch ihrem Straßenquerschnitt 
sehr gut aufnehmen. Eine Anbindung über den Malzholzweg erfolgt lediglich für den 
Fuß- und Radverkehr, nicht aber für Kfz. So soll einem unverhältnismäßigen Mehrver-
kehr für die AnwohnerInnen des Wohngebietes „Alte Säge“ und damit eventuell ein-
hergehenden Mehrbelastungen vorgebeugt werden. Der Malzholzweg wird im Über-
gang vom Bestandsgebiet der „Alten Säge“ durch bauliche Maßnahmen von der Er-
schließung des Plangebietes „Malzholzweg“ abgekoppelt. Dies kann beispielsweise in 
Form einer Verengung oder durch Poller geschehen. Zum vorliegenden Planstand 
wurde dies jedoch noch nicht verifiziert. 

Aufgrund der großen Nachfrage nach Wohnraum bzw. Baugrundstücken ist für die 
Gemeinde die Entwicklung neuer Baugebiete sehr wichtig. Bei der Erschließung neuer 
Baugebiete ist dabei in der Regel von einer Zunahme der Bevölkerung und somit von 
einer Zunahme des Verkehres auszugehen. Das Baugebiet „Malzholzweg“ ist für die 
Baulandentwicklung geeignet, da hier mit einem absehbaren Aufwand ein neues Bau-
gebiet erschlossen werden kann, das sich aufgrund der Lage und des Anschlusses 
sowohl an den Siedlungsbestand als auch an die übergeordneten Verkehrswege sehr 
gut für eine Wohnbebauung eignet. Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen wird u. 
a. auch die verkehrliche Erschließung geprüft.  
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Eine Zunahme des Verkehres für die nordöstlichen Bestandsgebiete ist zwar zu erwar-
ten. Durch den ausschließlichen Anschluss an den Reibmattenweg können die Ver-
kehrsströme jedoch durch das Gewerbegebiet „Reutacker I“ gelenkt werden und 
schützen damit die AnwohnerInnen des Wohngebietes „Alte Säge“ und des Malzholz-
weges vor zusätzlichen Verkehrsauswirkungen. 

2.3 Freiflächen / Grünordnung 

Das Plangebiet wird als Wohngebiet mit einer breit gefächerten, verdichteten Gebäu-
detypologie entwickelt. Um eine angemessene Ein- und Durchgrünung zu sichern und 
grünplanerisch sowie freiräumlich auf die höhere Dichte zu reagieren, wird im Bereich 
der zu ertüchtigenden Versickerungsmulde eine bepflanzte Grünfläche mit Spielplatz 
angelegt. 

Die entlang des nördlichen Gebietsrandes gelegenen Grünstrukturen werden weitge-
hend erhalten und aufgewertet sowie in Teilen als Eidechsenhabitate ausgebildet. Des 
Weiteren sollen verschiedene Anpflanzungen vorgenommen werden. Zum einen wird 
der öffentliche Verkehrsraum durch Einzelbäume in ausreichend dimensionierten 
Pflanzquartieren gegliedert und die zentrale Grünfläche mit einem Spielplatz und 
schattenspendender Bepflanzung versehen. Zum anderen wird am westlichen Gebiets-
rand eine 2,5 breite und 51,5 m lange Strauchhecke aus gebietsheimischen und 
standortgerechten Arten angelegt. Die Pflanzung von Bäumen in dieser Hecke ist je-
doch nicht möglich, da unmittelbar parallel zu ihr der Verlauf der Abwasserkanäle ge-
plant ist, die durch die Baumwurzeln gefährdet würden. Darüber hinaus sind in den pri-
vaten Gartenbereichen Baum- und Strauchpflanzungen sowie die gärtnerische Gestal-
tung der verbleibenden unbebauten Flächen und die Begrünung der Flach- und Pult-
dächer vorgesehen. 

3 PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

3.1 Art der baulichen Nutzung 

Wie in Ziffer 1.1 beschrieben, wird als Art der baulichen Nutzung ein Allgemeines 
Wohngebiet (WA) festgesetzt und entsprechend zoniert. Grundsätzlich sollen Nutzun-
gen mit einem großen Flächenbedarf und mit einem zu erwartenden hohen Verkehrs-
aufkommen nur eingeschränkt zugelassen bzw. ausgeschlossen werden. Um das ge-
plante Wohngebiet und die angrenzenden Bestandsgebiete nicht über die Gebühr mit 
zusätzlichem Verkehr zu belasten und eine angemessene Wohnruhe zu gewährleisten, 
werden die generell zulässigen Schank- und Speisewirtschaften nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 
BauNVO und die Anlagen für sportliche Zwecke nach § 4 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO im ge-
samten WA ausgeschlossen 

Der Ausschluss von Schank- und Speisewirtschaften dient zudem dem Schutz des 
Ortskernes von Eimeldingen mit seiner bestehenden Infrastruktur. 

Gebiete nach § 13b BauGB müssen vornehmlich Wohnbauzwecken dienen, weshalb 
zusätzlich die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen voll-
ständig auszuschließen sind. Sie müssen jedoch nicht als Reine Wohngebiete (WR) 
nach § 3 BauNVO festgesetzt werden, was nicht mehr zeitgemäß wäre. Um das neue 
Baugebiet nicht nur als reine Wohnstatt auszubilden und z. B. freiberufliche Tätigkeiten 
(Ärzte, Architekten, Physiotherapeuten etc.) sowie einen kleinen Lebensmittelladen zu 
ermöglichen, bleiben die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden und andere 
untergeordnete Nutzungen nach § 4 Abs. 2 BauNVO und die freiberuflichen Nutzungen 
nach § 13 BauNVO zulässig. 
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3.2 Maß der baulichen Nutzung 

3.2.1 Allgemein 

Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch das angegebene Höchstmaß der 
zulässigen Trauf- und Gebäudehöhen (TH und GH), der höchstzulässigen Grundflä-
chenzahl (GRZ), der Zahl der Vollgeschosse als zwingendes Maß (II) sowie der 
höchstzulässigen Geschossflächenzahl (GFZ).  

Das Allgemeine Wohngebiet wird in WA1 bis WA3 unterteilt, um für die jeweiligen 
Standort unterschiedliche Festsetzungen treffen zu können, vor allem aufgrund der un-
terschiedlichen Betroffenheit der Teilgebiete durch Verkehrs- und Gewerbelärm. Au-
ßerdem ergeben sich so unterschiedliche Wohnformen für verschiedene Zielgruppen 
und eine bessere soziale Durchmischung des Gebietes. In den WA1 und WA2 sind in-
dividuelle Wohngebäude in Form von Einzel- und/oder Doppelhäusern mit zwei Vollge-
schossen (II) und ausgebautem Satteldach zulässig. Im WA3 sollen drei Mehrfamilien-
häuser mit zwei Vollgeschossen (II) plus Attikageschoss als Nicht-Vollgeschoss mit 
begrüntem Flach- bzw. Pultdach ermöglicht werden.  

Insbesondere die Umsetzung einer flächensparenden Bauweise in Form von Mehrfa-
milienhäusern stellt eine effektive Alternative zum Einzel- oder Doppelhaus mit in der 
Regel hohem Flächenverbrauch dar. Die Gemeinde Eimeldingen möchte so einen Bei-
trag zum Flächensparen und zu einem schonenden Umgang mit begrenzt zur Verfü-
gung stehenden Ressourcen leisten. Freistehende Einfamilienhäuser, aber auch Dop-
pel- oder Reihenhäuser, können hierzu nur einen begrenzten Beitrag leisten.  

Städtebauliches Ziel ist somit, eine gute Ausnutzbarkeit und Dichte der privaten 
Grundstücke bei Berücksichtigung einer hohen Wohnqualität auch unter verkehrlichen, 
grünordnerischen und ortsstrukturellen Gesichtspunkten zu schaffen. Mit den zulässi-
gen Trauf- und Gebäudehöhen (TH und GH) können dabei auch die festgesetzten zwei 
Vollgeschosse (II) mit zusätzlichem Attikageschoss bei den Flach- und Pultdächern 
sowie zusätzlichem ausgebautem Dachgeschoss bei den Satteldächern gut ausgenutzt 
werden. 

3.2.2 Höhe baulicher Anlagen / Geschossigkeit 

Die Höhe der baulichen Anlagen sowie die Vollgeschosse werden entsprechend dem 
städtebaulichen Entwurf und der darauf aufbauenden, geplanten Bebauung festge-
setzt.  

Bei der Höhenentwicklung wird entsprechend dem städtebaulichen Konzept zwischen 
den einzelnen Gebietsbereichen und Gebäudetypologien differenziert. Hierbei wird in 
besonderer Weise dem Übergang zum Bestandsgebiet „Alte Säge“ im Süden sowie 
dem zukünftigen Ortsrand Richtung Norden Rechnung getragen, die an WA1 und WA2 
angrenzen und in denen Einzel- und Doppelhäuser vorgesehen sind. Höher und stär-
ker verdichtet sind die östlichen und westlichen WA3 mit ihren Mehrfamilienhäusern. 

Nördlich der zentralen Planstraße werden im WA1 die Höhen zu Gunsten der Ausnutz-
barkeit der einzelnen Grundstücke auf maximal 6,5 m Traufhöhe (TH) und maximal 
10,5 m Gebäudehöhe (GH) festgesetzt. Damit wird eine klassische Höhe für Gebäude 
mit zwei Vollgeschossen und ausgebautem Satteldach (Nicht-Vollgeschoss) ermög-
licht. Für die Gebäude nördlich der Planstraße findet somit zwar eine moderate Ver-
dichtung statt, diese berücksichtigt aber durch die Festsetzung freistehender Einzel-
häuser innerhalb der örtlichen Strukturen und schafft zum derzeit noch offenen Land-
schaftsraum hin einen verträgliche Abschluss.  

Die Höhe, Größe, Kubatur und Ausnutzung der geplanten Einzel- bzw. Doppelhausbe-
bauung im WA2 südlich der Planstraße orientiert sich mit maximal 5,5 m Traufhö-
he (TH) und maximal 9,5 m Gebäudehöhe (GH) – mit einer leichten Anhebung der Hö-
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hen – an den angrenzenden Wohnhäusern im Baugebiet „Alte Säge“, sodass hier ein 
verträglicher und rücksichtsvoller Anschluss an die umliegende Bebauung hergestellt 
wird. Für das Baugebiet „Alte Säge“ sind im rechtskräftigen Bebauungsplan im WA1 
maximal 5,0 m Traufhöhe (TH) und maximal 7,5 m Firsthöhe (FH) sowie im WA2 ma-
ximal 5,0 m Traufhöhe (TH) und maximal 9,5 m Firsthöhe (FH) festgesetzt. 

Durch die zeitgemäße Anpassung der Höhen in Kombination mit den jeweils zulässi-
gen Dachneigungen und den Dachaufbauten können im WA1 und WA2 sowohl die 
Vollgeschosse als auch die Dachgeschosse adäquat ausgebaut werden. Darüber wird 
so einerseits dem sparsamen Umgang mit Grund und Boden Rechnung getragen und 
andererseits eine Vermittlung mit dem angrenzenden Bestandsgebieten erzielt. Ge-
bäude mit flacheren Dachneigungen können die maximale Traufhöhe (TH) gut ausnut-
zen. Werden steilere Dachneigungen gewählt, kann die maximale Traufhöhe (TH) nicht 
ganz ausgenutzt werden; hier kann dafür durch Dachaufbauten ein gut belichtetes und 
gut nutzbares Dachgeschoss entstehen. 

Für die im WA3 geplanten Mehrfamilienhäuser sollen im Übergang zur Bestandsbe-
bauung bzw. zum westlichen Freilandbereich zwei Vollgeschosse mit zusätzlichem At-
tikageschoss (Nicht-Vollgeschoss) und begrüntem Flach- bzw. Pultdach ermöglicht 
werden, sodass hier eine maximale Gebäudehöhe (GH) von 10,0 m zulässig ist. So 
können attraktive Raumhöhen und eine extensive Dachbegrünung mit entsprechender 
Brüstung realisiert werden. Die im Osten gelegenen Baufenster und späteren Gebäude 
erfüllen in Teilen eine abschirmende Funktion gegenüber dem aus dem Gewerbegebiet 
Reutacker I kommenden Gewerbelärm, da dieser nicht beim Emittenten selbst abge-
fangen werden kann. 

Die Festsetzung von zwingend zwei Vollgeschossen soll bereits auf Bebauungsplane-
bene signalisieren, dass eine ressourcenschonende, flächensparende Bebauung Ziel 
der Gemeinde Eimeldingen ist. Eine eingeschossige oder eineinhalbgeschossige Be-
bauung ist aus den vielfältig genannten Gründen in der heutigen Zeit keine Option 
mehr. In Kombination mit den entsprechenden Höhenfestsetzungen kann die bauliche 
Erscheinung sowie die Höhe der Gebäude hierüber adäquat geregelt werden, sodass 
sich die neuen Gebäude gut an den bestehenden Siedlungsrand sowie in den Hang 
und die Umgebung einfügen und nicht zu dominant in Erscheinung treten. Zudem wird 
über die Festsetzung der Vollgeschosse Klarheit hinsichtlich der Beitragspflichten ge-
schaffen.  

Als unterer Bezugspunkt der Traufhöhe (TH) und der Gebäudehöhe (GH) als Höchst-
maß gilt die per Planeintrag festgesetzte Straßenhöhe in der Gebäudemitte. Für die 
Ermittlung der festgesetzten Straßenhöhe ist die in der Planzeichnung festgesetzte 
Höhe der zugehörigen Erschließungsstraße maßgebend; zwischen den in der Plan-
zeichnung festgesetzten Höhenpunkten ist linear zu interpolieren. Bei Grundstücken, 
die an mehreren Erschließungsflächen liegen, ist die Erschließungsfläche maßgebend, 
von der aus die tatsächliche Erschließung erfolgt.  

Des Weiteren werden klarstellende und auslegungssichere Regelungen zu den oberen 
Bezugspunkten der Trauf- und Gebäudehöhen (TH und GH) getroffen.  

Die Überschreitungsregelung der maximal zulässigen Traufhöhe (TH) für Dachaufbau-
ten etc. resultiert daraus, dass diese Gebäudeteile regelmäßig eine eigene Traufe aus-
bilden und somit bei nicht erfolgter Klarstellung unter Umständen nicht zulässig wären 
bzw. die Auslegung der Festsetzung oder des Baugenehmigungs- bzw. Kenntnisgabe-
verfahrens auf Baugenehmigungsebene problematisch ist. 

Andere technische Aufbauten oder Bauteile wie beispielsweise Schornsteine, Ausläs-
se, Lüftungsanlagen, Antennen etc. (Ziffer 1.2.1.3 der Bebauungsvorschriften) stellen 
in der Regel keine (groß)flächigen, durchgängigen Elemente dar und bedürfen zur ord-
nungsgemäßen, mit den jeweiligen technischen Ansprüchen einhergehenden Nutzung 
oft der Überschreitung des Dachfirstes bzw. der Gebäudeoberkante. Auf Grund dessen 
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wird in den Allgemeinen Wohngebieten für diese Bauteile eine Überschreitungsrege-
lung um maximal 1,0 m und bis zu 20 % der darunterliegenden Dachfläche bezogen 
auf die realisierte Gebäudehöhe festgesetzt.  

Gegenüber den meisten anderen technischen Aufbauten oder Bauteilen stellen der 
Energiegewinnung dienende Dachaufbauten hingegen in ihrer Gesamtheit flächige 
Elemente dar, da zum weit überwiegenden Teil mehrere Paneele im Verbund auf den 
geneigten Dächern angebracht werden. Sie sind erfahrungsgemäß über eine oder 
mehrere Dachflächen ganz oder teilweise, zumindest aber großflächig verteilt. Dies 
führt insgesamt meist zu einem homogenen Erscheinungsbild der Dachlandschaft. Ei-
ne Überschreitung der realisierten Gebäudehöhe durch einzelne Elemente (Paneele) 
von Solar- und/oder Fotovoltaikanlagen würde dieses homogene Bild konterkarieren, 
was städtebaulich nicht erwünscht ist und somit in WA1 und WA2 für die dort zulässi-
gen geneigten Satteldächer ausgeschlossen wird. 

Auf den im WA3 zulässigen Flach- und Pultdächern bzw. flach geneigten Dächern hin-
gegen wird zur Aufständerung der Solar- und Fotovoltaikanlagen die Überschreitung 
der realisierten Gebäudehöhe notwendig. Die Anlagen können auf flachen und flach 
geneigten Dächern nur über eine Aufständerung einen effizienten Nutzen bringen, so-
dass eine Überschreitung bei dieser Dachform legitim ist, zumal diese im Straßenbild 
in der Regel nicht auffallen.  

Um Garagen (GA), Carports (CP) und hochbaulich in Erscheinung tretende Nebenan-
lagen den Hauptgebäuden unterzuordnen wird für ebendiese Gebäude und Anlagen 
eine maximale Gebäudehöhe (GH max.) von 4,0 m festgesetzt, gemessen jeweils zwi-
schen der mittleren Geländeoberkante nach Herstellung der Baumaßnahme und dem 
höchsten Punkt der Dachfläche an der Mitte des Gebäudes. Maßgebend ist hier nicht 
das Straßenniveau, sondern die tatsächlich hergestellte Geländehöhe nach Herstel-
lung der Baumaßnahme. Dies ist der Tatsache geschuldet, dass im Gartenbereich das 
Gelände nicht zwingend auf das Straßenniveau angehoben werden muss.  

Um Garagen, überdachte Kfz-Stellplätze (Carports) und hochbaulich in Erscheinung 
tretende Nebenanlagen den Hauptgebäuden unterzuordnen und eine klare Höhenrege-
lung zu treffen, wird für ebendiese Gebäude und Anlagen eine maximale Gebäudehö-
he (GH) von 4,0 m festgesetzt, gemessen zwischen der Rohfußbodenhöhe (RFH) ihrer 
untersten betretbaren Ebene als unterem Bezugspunkt bis zum obersten Punkt ihrer 
Dachfläche. Auch hier werden die Bezugspunkte auf Grund der Hanglage differenziert 
festgesetzt, sodass diese hinreichend präzise sind. 

Die Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse geht einher mit den festgesetzten Höhen 
und Dachformen und schafft zudem Klarheit hinsichtlich der Beitragspflichten.  

In Kombination mit den entsprechenden Höhenfestsetzungen kann die bauliche Er-
scheinung sowie die Höhe der Gebäude hierüber adäquat geregelt werden, sodass 
sich die neuen Gebäude gut an den bestehenden Siedlungsrand sowie in die Umge-
bung einfügen und nicht zu dominant in Erscheinung treten. 

3.2.3 Grundflächenzahl (GRZ) / Geschossflächenzahl (GFZ)  

Die maximal überbaubare Grundstücksfläche wird durch die Festsetzung der Grundflä-
chenzahl (GRZ) beschränkt.  

Neben einem sparsamen Umgang mit Grund und Boden soll im Plangebiet im Hinblick 
auf die Ausnutzung der einzelnen Grundstücke eine gestalterisch harmonische Bau-
struktur erreicht werden. 

Die Festsetzung der GRZ von 0,4 orientiert sich an der in § 17 BauNVO dargestellten 
Orientierungswerten für Allgemeine Wohngebiete (WA). Diese Festsetzung entspricht 
dem Planungsziel einer angemessenen dichten Bebauung und eines sparsamen Um-
ganges mit Grund, Boden und Ressourcen. Die Grundstücke können gut ausgenutzt 
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werden, fügen sich aber gleichzeitig harmonisch in die umgebende Bebauung und 
Landschaft ein. Darüber hinaus entstehen ausreichend Grünflächenanteile, sodass 
sich die Bebauung in passender Weise in den bestehenden Siedlungsbestand von Ei-
meldingen einfügt und diesen sinnvoll erweitert. Eine zulässige GRZ von 0,4 sowie ei-
ne entsprechende Anpassung der Trauf- und Gebäudehöhen ist heutzutage auf Grund 
des hohen Flächenverbrauches – gerade im Außenbereich – und im Sinne des spar-
samen Umganges mit Grund und Boden angemessen und notwendig. 

Die für WA1 bis WA festgesetzte Geschossflächenzahl (GFZ) von 0,8 gewährleistet ei-
ne angemessene städtebauliche Dichte und zugleich eine aufgelockerte Bebauung, 
gute Besonnung und damit gesunde Wohnverhältnisse. Die GFZ wird daher entspre-
chend der geplanten Gebäude in Abhängigkeit zur Anzahl der Vollgeschosse festge-
setzt.  

3.3 Überschreitung der zulässigen Grundflächenzahl (GRZ) 

Aufgrund des erhöhten Stellplatzbedarfes im Zusammenhang mit den geplanten Mehr-
familienhäusern dürfen die Grundstücke im WA3 unterbaut werden. Im WA3 soll eine 
gute Ausnutzung der begrenzt zur Verfügung stehenden Flächen ermöglicht werden, 
sodass die Grundflächen von baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche 
(z. B. Keller, Müll- und Abstellräume etc.), durch die das Baugrundstück lediglich un-
terbaut wird, und durch Tiefgaragen, die bis maximal 1,0 m über die künftige Gelände-
oberfläche hinausragen sowie durch deren Zufahren bis zu einer GRZ von 0,8 über-
schritten werden können. Je nach dem können Kfz- und Fahrradabstellplätze sowie 
Kellerräume etc. vollständig oder in Teilen unterirdisch in Tiefgaragen entstehen. Für 
die oberirdischen Anlagen gilt die Überschreitungsregelung nach § 19 Abs. 4 Satz 2 
BauNVO bis 50 %, im vorliegenden Fall also bis 0,6. 

Hierüber wird u. a. auch die letzte Änderung der Landesbauordnung Baden-
Württemberg berücksichtigt. Insbesondere die Änderung zum Nachweis von mindes-
tens zwei notwendigen Fahrradabstellplätzen je Wohnung sowie von geeigneten Ab-
stellflächen für Kinderwägen und Gehhilfen führte dabei zu einer Vergrößerung der 
nachzuweisenden Flächen für Nebenanlagen. Diese sind oberirdisch angelegt deutlich 
leichter zugänglich, bedingen aber, dass die Kfz – wenn möglich – in Tiefgaragen un-
tergebracht werden müssen. Hierüber sollen zum einen Familien bzw. Menschen mit 
Behinderung die Zugänglichkeit erleichtert werden, zum anderen kann so die Nutzung 
von Fahrrädern, auch in Verbindung mit der Nutzung des ÖPNV, deutlich unterstützt 
werden, was ganz im Sinne einer nachhaltigen Gemeindeentwicklungspolitik steht. 
Somit können diese Anlagen oberirdisch vorgehalten und die Kfz in Tiefgaragen unter-
gebracht werden. 

3.4 Bauweise 

Das Plangebiet soll sowohl Raum für Einzel- und Doppel- als auch Mehrfamilienhäuser 
bieten, wobei die Festsetzungen zonierend und abgestimmt auf den angrenzenden 
Bestand und den Landschaftsraum erfolgt. Gleichzeitig soll die beabsichtigte Struktur 
des städtebaulichen Entwurfes abgebildet werden. 

Für WA1 sowie das die beiden Baufenster im östlichen WA3 wird die offene Bauweise 
mit ausschließlich Einzelhäusern (E) festgesetzt, bei der die Länge der Baukörper ma-
ximal 50 m betragen darf und die seitlichen Grenzabstände einzuhalten sind. Dies soll 
der Einbindung des Plangebietes in die umliegenden örtlichen Strukturen dienen und 
einen moderaten Siedlungsabschluss bilden, der nicht zu verdichtet in Erscheinung 
tritt.  

Die Zulässigkeit von Einzel- und Doppelhäusern (ED) im WA2 südlich entlang der 
Planstraße ist an die Festsetzungen des angrenzenden Bebauungsplanes „Alte Säge“ 
angelehnt, was einen harmonischen Übergang zur Umgebungsbebauung schafft. Zu-
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dem bietet sich die Erschließung von Norden für eine Doppelhausbebauung an, da die 
schmaleren Gebäude- und Grundstücks(hälften) ökonomisch und bodensparend er-
schlossen werden können und keine weiteren privaten Grundstücksflächen – wie bei 
einer Erschließung von Süden – für beispielsweise Zuwegungen und Zufahrten in An-
spruch genommen werden müssen und sich damit die Privatgärten noch zusätzlich mi-
nimieren würden. 

Für das Mehrfamilienhaus im westlichen WA3 wird keine Bauweise festgesetzt, da die 
mögliche Gebäudeform über Eck von keiner Bauweise der BauNVO richtig abgebildet 
wird. Die Festsetzung einer Bauweise im Bebauungsplan ist nicht zwingend erforder-
lich, weshalb an dieser Stelle bewusst darauf verzichtet wird. So sind hier sowohl ein 
großer geschlossener Baukörper in L-Form mit über 50 m Länge oder auch zwei klei-
nere MFH-Baukörper in offener Bauweise unter 50 m Länge möglich. Die restlichen 
Festsetzungen regulieren dieses Baufenster ausreichend. 

In Verbindung mit den Grundstücksgrößen, Baufenstern, der offenen Anzahl an 
Wohneinheiten und anderweitigen Festsetzungen können im WA3 kompakte Einheiten 
in Form von Mehrfamilienhäusern entstehen. 

3.5 Stellung baulicher Anlagen 

Die in der Planzeichnung eingetragenen Hauptfirstrichtungen werden festgesetzt, um 
die Struktur des städtebaulichen Entwurfes auch im Bebauungsplan und in der späte-
ren Realisierung umzusetzen.  

Für die Einzelhäuser (E) im WA1 nördlich der Planstraße wird auf Grund der schmalen 
Grundstückszuschnitte, der Topografie und der Ausrichtung die Giebelständigkeit zur 
Planstraße festgesetzt. 

Die Einzel- bzw. Doppelhäuser (ED) im WA2 sollen traufständig zur Planstraße ange-
ordnet werden. Dies erzeugt, im Gegensatz zu zwei aneinandergebauten giebelständi-
gen Doppelhaushälften, insgesamt ein ruhigeres und harmonischeres städtebauliches 
Bild und führt zu einer besseren Ausnutzung des Dachgeschosses. Für das südlich 
des Wendehammers gelegene Baufenster wird auf Grund des schmalen Grundstücks-
zuschnittes hiervon abgewichen und eine Giebelständigkeit festgesetzt.  

3.6 Überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch die Festsetzung von Baugrenzen – 
sog. Baufenstern – bestimmt. Hierdurch werden im Wesentlichen Lage und städtebau-
liche Struktur der Hauptgebäude definiert. Im WA1 und WA2 werden durchgehende 
Baufenster festgesetzt, um der zukünftigen Bauherrschaft größtmöglichen Spielraum 
bei der Gebäudestellung zu eröffnen und flexibel auf unterschiedliche Bedürfnisse rea-
gieren zu können. Auf Grund der Hanglage und der damit notwendig werdenden 
Stützmauern können die Gebäude so besser in die Topografie eingepasst werden.  

Die südlich der zentralen Planstraße gelegenen straßenseitigen Baugrenzen wurden 
maximal nah an die Planstraße herangezogen (3,0 m), sodass die südlich gelegenen 
privaten Grünbereiche/Gärten von Bebauung freigehalten werden. Zulässig sind hier 
lediglich Schuppen/Schöpfe und dergleichen bis 25 m³. Mit im Mittel 15 m Abstand 
zwischen südlicher Baugrenze (Planung) und nördlichen Hauskanten (Bestand) wurde 
auf einen größtmöglichen „Schamabstand“ zur vorhandenen Bebauung in der „Alten 
Säge“ geachtet. Somit werden ausreichende Abstände und Grünzonen im Sinne der 
Nachbarschaft sowohl im Süden als auch Norden geschaffen. 

Die Mehrfamilienhäuser im WA3 sollen bestmöglich fixiert werden, um die beabsichtig-
te städtebauliche Struktur abzubilden und die Gebäude harmonisch in das Ortsbild zu 
integrieren. 
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Innerhalb der Baufenster sind zur städtebaulichen Strukturierung des Plangebietes und 
der Gebäude mit Ziffer „1“ und „2“ gekennzeichnete Bereiche abgegrenzt. In den mit 
Ziffer „1“ benannten Bereichen sind ausschließlich Terrassen, Balkone, Überdachun-
gen, Stellplätze und Nebenanlagen zulässig. So wird sichergestellt, dass neben den 
Kubaturen der Hauptgebäude auch die Gebäudefluchten entlang der Planstraße und 
des Wendehammers entsprechend des städtebaulichen Entwurfes realisiert und Vor-
gartenbereiche von zu massiver Bebauung freigehalten werden. In den mit Ziffer „2“ 
gekennzeichneten Bereichen sind ausschließlich Terrassen, Balkone, Überdachungen, 
Erker, Wintergärten und Nebenanlagen zulässig. In diesen – in die rückwärtigen 
Grundstücksbereiche ausgerichteten – Zonen soll zusätzlich die Möglichkeit zur Errich-
tung von Erkern und Wintergärten gegeben werden, da hier ausreichend Platz zur Ver-
fügung steht. Stellplätze hingegen sollen hier im Gegensatz zu den Hauptbaufenstern 
und zu den mit Ziffer „1“ gekennzeichneten Bereichen nicht zulässig sein. Insgesamt 
soll über diese dezidierten Ausweisungen und Zonierungen erreicht werden, dass die 
Hauptbaukörper und Hauptkubaturen einen angemessenen Abstand zum öffentlichen 
Straßenraum und zu den angrenzenden Häusern und Grundstücken einhalten, damit 
ausreichende Freiräume zwischen den Gebäuden geschaffen werden können. 

Um die Möglichkeiten einer baulichen Verdichtung im WA3 optimal ausnutzen zu kön-
nen und die Möglichkeit zur Schaffung von Tiefgaragen zu eröffnen, wird festgesetzt, 
dass im WA3 bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche auch außerhalb der 
überbaubaren Flächen zulässig sind. Es ist darauf zu achten, dass hiervon die Berei-
che ausgenommen sind, in denen der zum Erhalt festgesetzte Einzelbaum, die He-
ckenpflanzung sowie das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht festgesetzt sind. Eine Unter-
bauung ist an diesen Stellen nicht möglich. 

Es wird festgehalten, dass die Baugrenzen (Baufenster) grundsätzlich nicht durch Ge-
bäude und Gebäudeteile überschritten werden dürfen. Lediglich ein Vortreten von Ge-
bäudeteilen in geringfügigem Ausmaß kann von der Baurechtsbehörde nach pflichtge-
mäßem Ermessen zugelassen werden. In der Regel können untergeordnete Bauteile 
wie z. B. Wände, Erker, Balkone, Tür- und Fenstervorbauten, die die Maße nach § 5 
Abs. 6 LBO einhalten, auf dieser Grundlage zugelassen werden 

3.7 Garagen, Carports und Stellplätze 

Um die bestehenden und neu geplanten Straßen nicht mit parkenden Autos zu belas-
ten, sind die erforderlichen Stellplätze grundsätzlich auf dem Grundstück unterzubrin-
gen. Aus diesem Grund werden entsprechende Festsetzungen zu Garagen (GA), 
überdachte Kfz-Stellplätze (Carports – CP) und offenen Kfz-Stellplätzen (ST) getroffen.  

Um die unterschiedlichen städtebaulichen Zielvorstellungen im Plangebiet gut abzubil-
den, werden für WA1 bis WA3 unterschiedliche Festsetzungen hinsichtlich der mögli-
chen Unterbringung der notwendigen Kfz-Stellplätze getroffen.  

Im WA1 und WA2 wird die Lage und Anordnung möglicher Garagen (GA), überdachte 
Kfz-Stellplätze (Carports – CP) und offene Kfz-Stellplätze (ST) möglichst genau gere-
gelt und Garagen-/ Carport-/ Stellplatzzonen (GA/CP/ST) durch Planeinschrieb festge-
setzt. So sind die offenen Kfz-Stellplätze (ST) entlang der Verkehrsflächen festgesetzt 
und von den Verkehrsflächen abgerückt Garagen (GA), überdachte Kfz-
Stellplätze (Carports – CP) und offene Kfz-Stellplätze (ST) zudem innerhalb der Bau-
fenster und bis zu den hinteren Baufensterfluchten zulässig. Offene Kfz-Stellplätze vor 
den Gebäuden sind sowohl städtebaulich als auch aus Sicht der Verkehrssicherheit 
verträglich. Geschlossene Garagen (GA) und überdachte Kfz-Stellplätze (Carports –
 CP) hingegen engen den Straßenraum visuell ein und ergeben – je nach Ausgestal-
tung – ein heterogenes Straßen- und damit Ortsbild, was aus städtebaulicher Sicht 
nicht gewünscht ist. Hinzu kommt der Aspekt der Verkehrssicherheit beim Ein- und 
Ausfahren in die Garage (GA) bzw. überdachten Kfz-Stellplätze (Carports – CP), da 
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hier der Rangiervorgang unter Umständen etwas länger dauern kann und ein- bzw. 
ausparkende Autos somit sowohl den nicht-motorisierten als auch motorisierten Ver-
kehr behindern können und dies unter Umständen zu Gefahrensituationen führt. 

Im WA3 sind offene Kfz-Stellplätze (ST) nur innerhalb der überbaubaren Grundstücks-
flächen (Baufenster) sowie innerhalb der durch Planeinschrieb mit „ST“ gekennzeich-
neten Fläche zulässig. Im östlichen WA3 fallen die mit „ST“ festgesetzten Flächen grö-
ßer aus als im westlichen WA3, da hier die Grundstücke kleiner sind und die notwendi-
gen Stellplätze ggf. nicht vollständig unterirdisch untergebracht werden können. Im 
westlichen WA3 hingegen ist aus städtebaulicher Sicht die vollständige Unterbringung 
der Kfz-Stellplätze in Tiefgaragen gewünscht, da die Gebäudekubatur großvolumiger 
ist und die restlichen privaten Frei- und Vegetationsflächen zusammenhängend gestal-
tet und nicht durch Stellplätze unterbrochen werden sollen. Nur im Bereich direkt an-
schließend an den Wendehammer sind offene Stellplätze in den „ST“-Zonen zulässig, 
um hier noch bspw. Besucherstellplätze schaffen zu können. 

In WA1 bis WA3 sind in den restlichen nicht überbaubaren Grundstücksflächen oberir-
dische Garagen (GA), überdachte Kfz-Stellplätze (Carports – CP) und offene Kfz-
Stellplätze (ST) nicht zulässig, sodass im rückwärtigen Bereich der Grundstücke nicht 
geparkt werden kann. Über diese dezidierten Festsetzungen sollen vernetzte Grün- 
und Freiflächen erhalten bzw. geschaffen werden.  

Um für die im WA3 geplanten Mehrfamilienhäuser auch die Errichtung von Tiefgaragen 
zu ermöglichen und somit den höheren Stellplatzbedarf decken zu können, sind dort 
wie in Ziffer 3.6 beschrieben, unterirdische Garagen (Tiefgaragen) zulässig. 

Unter Berücksichtigung der letzten Änderung der Landesbauordnung sind in den All-
gemeinen Wohngebieten überdachte und nicht überdachte Fahrradstellplätze innerhalb 
und außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen (Baufenster) zulässig. Insbeson-
dere die Änderung zum Nachweis von mindestens zwei notwendigen Fahrradabstell-
plätzen je Wohnung führt zu einer Vergrößerung der nachzuweisenden (oberirdischen) 
Flächen für Nebenanlagen, da gerade Fahrradabstellplätze sinnvollerweise oberirdisch 
angelegt werden sollten, um diese leicht zugänglich zu machen.  

Es wird ergänzend darauf hingewiesen, dass für o. g. Grenzgebäude die Höhen-, Flä-
chen- und Längenbeschränkungen nach § 6 LBO zu beachten sind. 

3.8 Nebenanlagen 

Zum Schutz vor einem zu hohen Versiegelungsgrad der privaten Grünbereiche und zur 
Stärkung der städtebaulichen Struktur bzw. Raumkanten durch die Hauptgebäude, 
wird festgesetzt, dass hochbaulich in Erscheinung tretende Nebenanlagen (Nebenge-
bäude) im Sinne von § 14 Abs. 1 BauNVO mit einem Brutto-Rauminhalt über 25 m³ nur 
innerhalb der Baufenster zulässig sind. Dies gilt auch für Nebengebäude mit einem 
Brutto-Rauminhalt über 25 m³, die nach Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig 
sind oder zugelassen werden können.  

Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass kleinere Nebenanlagen bis 25 m³ Brutto-
Rauminhalt auch außerhalb der Baufenster nach § 23 Abs. 5 BauNVO zugelassen 
werden können. Dies wird aufgrund ihrer untergeordneten Erscheinung für städtebau-
lich vertretbar gehalten. Um die öffentlichen Verkehrsflächen jedoch nicht zu sehr ein-
zuengen, müssen Nebenanlagen mit ihrer äußersten Gebäudekante von der öffentli-
chen Verkehrsfläche (Gehweg bzw. Straße) einen Mindestabstand von 0,5 m einhal-
ten.  

Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 2 BauNVO, die der Ver- oder Entsorgung der 
Baugebiete dienen, sind im gesamten Plangebiet ausnahmsweise zulässig, um bei der 
Realisierung und sich eventuell ergebenden Änderungen diesbezüglich Spielraum ein-
zuräumen.  
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3.9 Anzahl der Wohnungen in Wohngebäuden 

Zur Steuerung der Dichte wird die Anzahl der Wohneinheiten im den Allgemeinen 
Wohngebieten – abgestimmt auf die jeweils zulässige Gebäudetypologie – begrenzt.  

Im WA1 sind demnach in Wohngebäuden pro Einzelhaus maximal zwei Wohnungen 
sowie im WA2 pro Einzelhaus maximal zwei Wohnungen und pro Doppelhaushälfte 
maximal eine Wohnung zulässig. Insgesamt wird hierüber die Ausnutzung der Grund-
stücke mit zu vielen (kleinen) Wohnungen gesteuert und die Unterbringung der not-
wendigen Stellplätze auf den privaten Grundstücken gewährleistet. Ziel dieser Be-
schränkung ist es auch, dass in den betreffenden Bereichen eine bestimmte Gebäude-
typologie und Dichte erreicht aber eine übermäßige Verdichtung ausgeschlossen und 
die damit einhergehende verkehrliche Problematik (Zu- und Abfahrtsverkehre, Park-
raumdruck etc.) vermieden werden. 

Im WA3 soll keine Festsetzung zur Anzahl der Wohnungen bzw. Wohneinheiten erfol-
gen, um die Bebauung mit Mehrfamilienhäusern zu ermöglichen. Auf Grund der Ein-
zelbaufenster und der maximalen Dreigeschossigkeit (zwingend zwei Vollgeschosse 
plus Attika als Nicht-Vollgeschoss) wird hier nicht die Gefahr gesehen, dass unverhält-
nismäßig viele Wohnungen entstehen. Hierüber wird die Möglichkeit zur Realisierung 
von Mehrfamilienhäusern in diesen Zonen ermöglicht. 

3.10 Verkehrsflächen / Zufahrten / Bereiche ohne Ein- und Ausfahrten 

Die festgesetzten Straßenverkehrsflächen sollen öffentlich gewidmet werden und si-
chern die geplante Erschließung aus dem städtebaulichen Entwurf. Im Osten docken 
die Planstraße und die auszubauende Verlängerung des Malzholzweges an die aus 
dem Gewerbegebiet „Reutacker I“ kommende Reibmattenstraße an und bilden dort ei-
nen kleinen Kreuzungsbereich. In Richtung Westen wird die Planstraße mit einem 
Wendehammer ausgebildet. Die Planstraße und die Verlängerung des Malzholzweges 
sind mit 5,8 m so ausgelegt, dass ein dreiachsiges Müllfahrzeug diese mit Kfz-
Gegenverkehr befahren kann. Der geplante Wendehammer ist so dimensioniert, dass 
ein dreiachsiges Müllfahrzeug auf diesem wenden und wieder vorwärts in die Planstra-
ße ein- und den Hang hinauffahren kann. Die Kurvenradien im Bereich des Wende-
hammers sowie im Einmündungsbereich der Planstraße und des Malzholzweges sind 
ebenfalls auf ein dreiachsiges Müllfahrzeug ausgelegt.  

Die Aufteilung und Gestaltung der Planstraße ist zum vorliegenden Stand noch nicht 
abschließend geklärt. Der vorliegende Bebauungsplan setzt für die Straßen lediglich 
öffentliche Verkehrsflächen ohne Gliederung oder Aufteilung fest. In der dem Bebau-
ungsplanverfahren nachgelagerten Ausführungsplanung zur Erschließung werden die 
Straßenquerschnitte, Materialien etc. konkretisiert. Vorgesehen ist aber ein Ausbau 
und eine Nutzung als Mischverkehrsfläche als verkehrsberuhigter Bereich, sog. Spiel-
straße. 

Für die Festsetzung der Lage und der Höhe der Verkehrsflächen ist der Planeinschrieb 
maßgebend. Die festgesetzten Straßenhöhen beziehen sich auf die Oberkante des 
Fahrbahnbelages in der Fahrbahnmitte und sind der bereist vorliegenden und abge-
stimmten Straßenplanung entnommen. Um hier im Zuge der konkreten Umsetzung je-
doch noch angemessen flexibel auf Differenzen zwischen geplantem und tatsächli-
chem Straßenausbau reagieren zu können, wird ein Abweichen von den festgesetzten 
Straßenhöhen um +/- 20 cm bei der Planstraße und der Verlängerung des Malzholz-
weges zugelassen. 

Im Einmündungsbereich der Planstraße auf den Malzholzweg sind Ein- und Ausfahrten 
für Wohnbaugrundstücke im Bereich der Kurven nicht zulässig. Diese Festsetzung 
dient der Verkehrssicherheit. 
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3.11 Versorgungsflächen – Abwasserbeseitigung/Versickerungsbecken 

Im Süden des Plangebietes wird das dort befindliche Versickerungsbecken, welches 
derzeit das anfallende Oberflächenwasser aus dem Baugebiet „Alte Säge“ aufnimmt, 
vergrößert und ertüchtigt, um zusätzlich das Oberflächenwasser aus dem Plangebiet 
aufnehmen zu können. Die Zufahrt für Pflege- und Instandsetzungsarbeiten kann direkt 
über den nördlich gelegenen Wendehammer erfolgen. 

3.12 Grünflächen 

Die öffentlichen und privaten Grünflächen sind mit diversen grünordnerischen Maß-
nahmen belegt und dienen in Kombination mit diesen Maßnahmen dem internen Aus-
gleich, der Aufenthaltsqualität und der Ein- und Durchgrünung des Gebietes. 

Die öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Spielplatz“ dient dem Aufenthalt 
und dem Spielen von Kindern und soll zudem als Bindeglied zwischen dem Baugebiet 
„Alte Säge“ und dem Plangebiet fungieren. Zugleich kann hier ein öffentlicher Spiel-
platz für Kleinkinder errichtet werden, der die nach LBO notwendigen Spielplätze für 
die Mehrfamilienhäuser ersetzt. Mit dem Träger des Vorhabens, dem die Grundstücke 
im Plangebiet gehören, wird darüber ein städtebaulicher Vertrag geschlossen, in dem 
er sich zur Erstfinanzierung der Spielplatzerrichtung verpflichtet. Die Errichtung über-
nimmt die Gemeinde. 

3.13 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft 

Die festgesetzten Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft dienen zum einen dem Arten- und Naturschutz und zum 
anderen der Minimierung der Eingriffe in den Boden und den Wasserhaushalt und da-
mit der Erhöhung der Grundwasserneubildungsrate. So werden bei Starkregenereig-
nissen auftretende Hochwasserspitzen gemindert und der Überlastung des Entwässe-
rungsnetzes vorgebeugt. 

Diese Ziele werden durch die Maßnahmen „F1“ (CEF-Maßnahmen für Mauereidech-
sen) und „F2“ (Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser) sowie durch 
die Begrünung der Flachdächer im WA3 und der Dächer von Garagen, überdachten 
Kfz-Stellplätzen und Nebenanlagen, Anlage der oberirdischen Stellplätze, öffentlichen 
Fußwege und privaten Erschließungswege und Feuerwehrzufahrten in wasserdurch-
lässiger Ausführung sowie die Überdeckung von Tiefgaragen erreicht und führen 
gleichzeitig zur Reduzierung der Versiegelung auf ein notwendiges Maß und damit zur 
Verbesserung des Orts- und Kleinklimas.  

Um den Boden vor Verunreinigung mit Kupfer-, Zink- oder Bleiionen zu schützen, ist 
die Dacheindeckung oder Fassadenbaustoffe/-verkleidung mit diesen Metallen nur 
dann zulässig, wenn diese korrosionsresistent beschichtet oder in ähnlicher Weise be-
handelt sind, sodass eine Kontamination des Bodens ausgeschlossen werden kann.  

Weiterhin werden zum Schutz nachtaktiver Insekten und Fledermäuse insekten- und 
fledermausfreundliche Außenbeleuchtungen festgesetzt.  

3.14 Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 

Die bestehende Schmutzwasserleitung des Baugebietes „Alte Säge“ verläuft derzeit im 
westlichen Bereich des Plangebietes diagonal nach Norden und durchschneidet die-
ses. Für die Baufeldfreimachung muss dieser Schmutzwasserkanal umverlegt werden. 
Daher sind bereits im Bebauungsplan entsprechende Leitungsrechte vorzusehen. Das 
im WA3 an der westlichen Plangebietsgrenze verlaufende Geh-, Fahr- und Leitungs-
recht „R“ dient der Unterbringung dieses umzuverlegenden Kanalabschnittes. Der Ka-
nal darf hierbei nicht durch die direkt angrenzende Heckenpflanzung beeinträchtigt 
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werden, sodass ein Schutzstreifen von beidseits je 1,5 m, mithin 3,0 m Gesamtbreite, 
eingeplant wird. Innerhalb dieses Bereiches können auch Sanierungs- und Instandhal-
tungsmaßnahmen durchgeführt werden. Das Herankommen, auch mit Fahrzeugen und 
Geräten, ist über die öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Spielplatz“ ge-
währleistet.  

3.15 Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen – Lärmschutz-
maßnahmen 

Durch das Büro Fichtner WT, Freiburg, wurde zum vorliegenden Bebauungsplan eine 
schalltechnische Untersuchung zum aus dem Osten einwirkenden Gewerbelärm sowie 
zum aus Westen einwirkenden Schienenlärm erarbeitet. Im Ergebnis hat sich gezeigt, 
dass bei der Bebauung des Plangebietes Maßnahmen des Schallschutzes umgesetzt 
bzw. entsprechende Vorgaben beachtet werden müssen. Vor allem bedarf es an allen 
Gebäuden im Plangebiet für die Nachtzeit passiver Schallschutzmaßnahmen, sodass 
durch den Einsatz von Gebäudeaußenbauteilen mit einer hinreichend hochwertigen 
Luftschalldämmung der in schutzbedürftige Räume von Gebäuden übertragene Schie-
nenverkehrslärm auf ein zumutbares Maß begrenzt wird. Des Weiteren bedarf es auf 
Grund des Gewerbelärmes aus dem Gewerbegebiet „Reutacker“ an manchen Fassa-
denseiten der daran nächstgelegenen Neubauten einer Eigenabschirmung. In die bis-
lang zulässigen Schallemissionen der Gewerbeflächen im Umfeld soll nicht eingegrif-
fen werden, weshalb kein Lärmschutz an der Quelle vorgesehen wird.  

Zur Kennzeichnung des maßgeblichen Außenlärmpegels bei der Auslegung von Au-
ßenbauteilen der geplanten Gebäude wurden die Außenlärmpegel nach DIN 4109-
2:2018 berechnet und dargestellt. In der Planzeichnung wird durch das Planzeichen 
Nr. 15.6 der Anlage zur Planzeichenverordnung kenntlich gemacht und festgesetzt, an 
welchen Fassaden(teilen) der maßgebliche Außenlärmpegel von 62 dB(A) überschrit-
ten ist. Da ab dem 2. Obergeschoss gemäß Anlage 6.3 der schalltechnischen Untersu-
chung alle Gebäude mit allen Fassadenteilen in Bereichen über 62 dB(A) liegen, wurde 
in der Planzeichnung jedes Hauptbaufenster (ohne die Zonen „1“ und „2“ für Außen-
wohnbereiche, Stellplätze etc.) mit dem Planzeichen versehen, um hier über den 
worst-case die entsprechende Anstoßfunktion im Bebauungsplan zu geben. Des Wei-
teren wird zu den Schalldämm-Maßen der Außenbauteile eine planungsrechtliche 
Festsetzung mit den dazugehörigen Karten der maßgeblichen Außenlärmpegel aufge-
nommen. 

Hinsichtlich des Gewerbelärmes werden auf Grund der im Plangebiet ankommenden 
Immissionen und der daraus resultierenden Schallschutzmaßnahmen die entspre-
chenden Bereiche ebenfalls mit dem Planzeichen Nr. 15.6 der Anlage zur Planzei-
chenverordnung versehen. Abweichend von der Darstellung als schwarze Signatur 
wird hier eine dunkelrote, etwas kleinere Signatur verwendet, um hierüber klarzustel-
len, dass es sich um unterschiedliche Lärmarten und Schallschutzmaßnahmen han-
delt. Die Legende wird entsprechend ergänzt. 

Damit wird sichergestellt, dass im Rahmen der technischen Möglichkeiten der jeweili-
gen Nutzungseinheit vor den Fenstern von Schlafräumen möglichst geringe Verkehrs-
lärmbelastungen auftreten und dass jedenfalls auch bei geschlossenen Fenstern eine 
ausreichende Belüftung der Schlafräume vorhanden ist. Für weitere Erläuterungen wird 
auf Ziffer 8 der Begründung verwiesen.  

3.16 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  

Um eine Beeinträchtigung von Niststätten von Brutvögeln besonderer Planungsrele-
vanz (z. B. Orpheusspötter) und vom potenziellen Jagdhabitat von Fledermäusen am 
Weiher südwestlich außerhalb des Plangebietes zu vermeiden, wird ein Abstand von 
8,0 m zwischen der Bebauung und dem Biotop eingehalten. Zur Abschirmung der 
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Lichteinwirkung und zur Vermeidung von optischen Störungen wird innerhalb der mit 
„F4“ gekennzeichneten Anpflanzfläche im Westen des Plangebietes eine 2,5 m breite 
und ca. 51,5 m lange Hecke aus gebietsheimischen standortangepassten Straucharten 
als Anpflanzmaßnahme festgesetzt. Das Baufenster im westlichen Plangebiet (WA3 in 
der Planzeichnung) ist zudem so platziert und festgesetzt, dass das Hauptgebäude 
bzw. die Hauptfassade einen Abstand von mindestens 8,0 m vom Plangebietsrand 
einhalten muss. Um in der Realisierung noch etwas Spielraum zu haben, werden für 
untergeordnete Bauteile eigene Baufenster ausgewiesen, in denen nur Terrassen, Bal-
kone etc. zulässig sind. Diese müssen einen Mindestabstand von 7,0 m zum Plange-
bietsrand einhalten. Insgesamt wird so das Plangebiet gegenüber dem Biotop der 
DB AG räumlich und strukturell abgegrenzt und eine Beeinträchtigung der im Biotop 
lebenden Tiere verringert. 

Die weiteren in dem Bebauungsplan beigelegten Umweltbeitrag vom Büro faktorgruen, 
Freiburg, genannten Eingriffe in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild werden, 
soweit möglich, verringert und zum Teil intern ausgeglichen. Zwar ist bei einem Verfah-
ren nach § 13b BauGB ein Ausgleich der geplanten und erfolgten Eingriffe grundsätz-
lich nicht notwendig. Dennoch erfolgen zur Ein- und Durchgrünung des Plangebietes 
sowie zum Erhalt der Bodenfunktionen und der Aufwertung von Biotopstrukturen für 
Pflanzen und Tiere Festsetzungen zu Baum- und Strauchpflanzungen auf den privaten 
Grundstücksflächen sowie zu straßenbegleitenden Laubbäumen.  

3.17 Pflanzerhalt 

Der in der Planzeichnung zum Erhalt festgesetzte Einzelbaum muss im Bestand dau-
erhaft erhalten, gepflegt und bei Verlust gleichartig ersetzt werden. Die Bäume sind auf 
die unter Ziffer 1.17.2 der Bebauungsvorschriften genannten Festsetzungen für private 
Grundstücksflächen anrechenbar. 

Die Gehölze innerhalb der in der Planzeichnung mit „F3“ gekennzeichneten Fläche mit 
Pflanzbindung sind zu erhalten. Die zum Erhalt festgesetzten Einzelbäume sind bei 
Eingriffen in den Wurzelbereich (Kronendurchmesser + 1,50 m) zu schützen. 

Diese Festsetzungen sichern den Erhalt der vorhandenen Grünstrukturen und Gehölze 
und dienen ebenfalls der Ein- und Durchgrünung des Plangebietes. 

4 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

4.1 Allgemein 

Vorschriften zu Dächern, zur Gestaltung unbebauter Flächen, Einfriedungen, Außenan-
tennen, Freileitungen etc. sollen einer gestalterischen Einbindung des Gebietes in den 
ländlich geprägten Kontext dienen. Hierbei werden die Anforderungen an eine zeitge-
mäße und verträgliche Gestaltung im gesamtörtlichen Zusammenhang berücksichtigt. 
Aus diesem Grund werden neben den planungsrechtlichen Regelungen zusätzlich 
auch örtliche Bauvorschriften für das Plangebiet „Malzholzweg“ erlassen.  

4.2 Dächer und Dachaufbauten der Hauptgebäude 

Um ein angemessenes und einheitliches Erscheinungsbild der Bebauung sowohl in-
nerhalb des Plangebietes als auch im Übergang zum südlich angrenzenden Baugebiet 
zu gewährleisten, werden im WA1 und WA2 als zulässige Dachform für Hauptgebäude 
ausschließlich Satteldächer mit einer Dachneigung von 25° bis 45° zugelassen. Die 
Wahl der zulässigen Dachform und -neigung trägt v. a. der umgebenden Bebauung 
Rechnung und soll dennoch einen gewissen Gestaltungsspielraum bei gleichzeitiger 
Wahrung von Proportion und Erscheinungsbild gewährleisten.  

Die Dachneigung benachbarter Doppelhaushälften ist anzugleichen. Eine maximale 
Abweichung von 3° ist im Hinblick auf bautechnische Gegebenheiten zulässig und 
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städtebaulich vertretbar. Wenn eine Angleichung nicht sichergestellt werden kann, sind 
die Dächer von Doppelhäusern mit einem Satteldach mit 35° Dachneigung herzustel-
len. Diese Vorgaben dienen zusätzlich der Wahrung des Erscheinungsbildes, der 
Gleichbehandlung der Bauherrschaft sowie der bauplanungs- und bauordnungsrechtli-
chen Klarstellung. 

Im WA3 werden auf Grund der guten Ausnutzbarkeit des obersten Geschosses bei fla-
chen und flach geneigten Dächern sowie bei Pultdächern eben diese mit einer Dach-
neigung von 0° bis 5° (FD) und von 6° bis 12° (PD) vorgeschrieben. Im Übergang zum 
östlich gelegenen Gewerbegebiet mit den dort zulässigen Dachformen und zur westlich 
gelegenen Lärmschutzwand mit anschließender Bahntrasse wird dies als städtebaulich 
verträglich angesehen. 

Auch für die Dacheindeckung werden entsprechend der umgebenden Strukturen die 
möglichen Farben und Materialien definiert. So sind in WA1 und WA2 für die Dachein-
deckung von Hauptgebäuden rote bis braune und graue bis anthrazitfarbene, nicht 
glänzende Ziegeleindeckung sowie begrünte Dächer zulässig. Im WA3 sind aus-
schließlich begrünte Dächer zulässig. Ortsuntypische Materialien wie Wellfaserzement 
und offene Bitumenbahnen sowie glänzende oder reflektierende Materialien sollen 
nicht verwendet werden, sodass sowohl das Ortsbild, das Erscheinungsbild der Dach-
landschaft als auch die nachbarschaftlichen Belange berücksichtigt werden. Anlagen, 
die der solaren Energiegewinnung dienen, sind auf allen Dächern zulässig. Die Ge-
meinde Eimeldingen fördert ausdrücklich diese zeitgemäße Energieform und wird in ih-
rem Bestreben durch das im Jahr 2021 erlassene Klimaschutzgesetz Baden-
Württemberg bestärkt. 

Neben der Dachform und der Dacheindeckung werden für die geneigten Dächer im 
WA1 und WA2 zusätzlich Gestaltungsvorschriften für Dachaufbauten erlassen. Dach-
aufbauten sind jedoch erst ab einer Dachneigung von 30° zulässig, da bei flacheren 
Neigungen die Traufseiten ansonsten zu hoch und voluminös in Erscheinung treten 
würden. Die weiterhin formulierten Vorschriften sorgen für ein angemessenes Erschei-
nungsbild der neuen Bebauung im Kontext zur baulichen Umgebung, dienen der 
Gleichbehandlung der Bauherrschaft sowie der baurechtlichen Klarstellung und sollen 
Verunstaltungen vorbeugen.  

4.3 Attikageschosse 

Für WA3 wurde bereits im Rahmen des Entwurfes das städtebauliche Ziel abgebildet, 
in den östlichen und westlichen Gebäuden durch eine dreigeschossige Bauweise at-
traktiven und modernen Wohnraum in einer verdichteten und damit flächensparenden 
Bauweise bereitstellen zu können. Das dritte Geschoss soll hierbei als Attikageschoss 
(Nicht-Vollgeschoss) ausgebildet werden, sodass im Bebauungsplan nur zwei Vollge-
schosse (II) zulässig sind. Die weiteren getroffenen Festsetzungen zu den Trauf- und 
Gebäudehöhen (TH und GH) ermöglichen jedoch die dreigeschossige Bauweise.  

Um gegenüber den umliegenden bestehenden und geplanten Gebäuden nicht zu hoch 
in Erscheinung zu treten, soll im WA3 das mögliche dritte Geschoss (2. Obergeschoss) 
mit Rückspringen ausgebildet werden. Dabei ist ein Rücksprung von mindestens 2,5 m 
an einer der Fassadenseiten und an zwei weiteren Fassadenseiten ein Rücksprung 
von mindestens 1,0 m gegenüber den Außenwänden des darunter liegenden Ge-
schosses auszuführen. Davon ausgenommen sind technische Aufbauten und unterge-
ordnete Bauteile wie z. B. Aufzugsüberfahrten, Dachaustritte, Treppenhäuser etc. mit 
einer Einzelbreite bis maximal 6,0 m (horizontal gemessen). Die Fassadenseiten wer-
den hierbei nicht explizit vorgegeben, da die Bauträger so noch auf den von Westen 
einwirkenden Schienenverkehrslärm baulich flexibel reagieren und an den Seiten zu-
rückspringen können, an denen es immissionsbedingt sinnvoller ist. Die Rücksprünge 
an mindestens drei Seiten führen dazu, dass die geplanten Gebäude zur bestehenden 
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Bebauung und zum offenen Landschaftsraum hin in ihrer Kubatur abgemildert werden 
und nicht mit 10,0 m hohen, durchgezogenen Wänden in Erscheinung treten. Gegen-
über Gebäuden mit steil geneigten Dächern, kann so eine sehr gute Ausnutzung der 
obersten Geschosse bei Reduzierung der Massewirkung erreicht werden.  

4.4 Garagen, Carports und Nebenanlagen 

Garagen (GA), überdachte Kfz-Stellplätze (Carports – CP) und Nebenanlagen können 
mit einem Flachdach oder mit einem leicht geneigten Dach mit 0° bis 10° ausgeführt 
und müssen begrünt werden (siehe Ziffer 3.13). Diese Vorgaben ermöglichen einer-
seits den Grundstückseigentümerinnen und Grundstückseigentümern eine gewisse 
Flexibilität bei der Gestaltung dieser Anlagen, andererseits fügen sich flache und flach 
geneigte Dächer kleinerer Baukörper besser in das ortstypische Erscheinungsbild von 
Eimeldingen ein. Gleichzeitig unterstützt diese Maßnahme unter anderem das Versi-
ckern bzw. Verdunsten von Niederschlagswasser direkt vor Ort, entlastet das vorhan-
dene Abwassersystem und dient der Artenvielfalt von Kleinlebewesen.  

4.5 Abgrabungen und Aufschüttungen / Sichtbare Wandhöhe 

Auf Grund der bewegten Topographie und der zu modellierenden Hanglage werden 
Regelungen zu Abgrabungen und Aufschüttungen für die Grundstücke im WA1 und 
WA2 formuliert. Diese Regelungen sollen insgesamt dem harmonischen und rück-
sichtsvollen Übergang zwischen und innerhalb der Grundstücke und der Harmonisie-
rung der Grundstücksbereiche entlang der Erschließungsflächen dienen und sowohl 
ein zu hohes Heraustreten als auch ein unangemessenes Einsinken und Abgraben der 
Hauptgebäude steuern. 

Für die nicht in Hanglage befindlichen Baufenster im WA3 werden anderslautende 
Vorgaben getroffen, um auch für die in der Ebene stehenden Gebäude eine gestalte-
risch ansprechende Ausführung zu gewährleisten. Bei den im Osten und Westen be-
findlichen Mehrfamilienhäusern ist es aus gestalterischer Sicht notwendig, die Abgra-
bungen in den Untergeschossen bemaßend zu regulieren. So kann zwar eine ausrei-
chende Belichtung, nicht aber die komplette Freistellung von Untergeschossen erfol-
gen. 

Zur Eindämmung zu hoher sichtbarer Wandhöhen und -flächen wird im WA1 talseits 
eine maximal zulässige sichtbare Wandhöhe von 8,5 m und im WA2 von 7,5 m zuge-
lassen. So wird ein zu massives Erscheinungsbild gegenüber den Nachbargrundstü-
cken sowie bestehenden und geplanten Gebäuden reguliert. Der obere Bezugspunkt 
der sichtbaren Wandhöhe bemisst sich hierbei an der Traufhöhe, sodass bei der Be-
rechnung Giebelflächen außenvor gelassen werden. 

4.6 Gestaltung, Bepflanzung und Nutzung unbebauter Flächen der bebauten Grund-
stücke / Abstellflächen und Abfallplätze 

Zur Vermeidung unnötiger Geländeveränderungen durch Aufschüttungen und Abgra-
bungen nicht überbauter Flächen werden in den örtlichen Bauvorschriften zusätzliche 
Regelungen zur Höhe von Stützmauern bzw. die Herstellung von Böschungen aufge-
nommen. Damit sollen Geländeanpassungen bzw. Geländemodellierungen ermöglicht, 
die Beeinträchtigung von Nachbargrundstücken jedoch vermieden werden.  

Freistehende Müllbehälter und deren Abstellflächen sollen dauerhaft gegenüber dem 
Straßenraum und anderen öffentlichen Räumen optisch abgeschirmt und begrünt wer-
den, um unattraktive Abstellplätze zu vermeiden. 

4.7 Einfriedungen 

Die für Einfriedungen formulierten Gestaltungsvorschriften dienen dazu, dass der öf-
fentliche Raum nicht durch zu hohe Einfriedungen eingeengt und damit zur Verkehrssi-
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cherheit beigetragen wird. Über die ausgewogenen Vorschriften wird gewährleistet, 
dass sich einerseits die BewohnerInnen in einer angemessenen Weise abgrenzen und 
ihren privaten Freiraum sowie spielende Kinder schützen können, zum anderen wird 
eine „tunnelartige“ Wirkung des Straßenraumes vermieden. Erklärend wird festgehal-
ten, dass sich die 1,2 m nur auf Grenzverläufe zu öffentlichen Straßen und Wegen hin 
beziehen, nicht aber auf die Grenzseiten zu den privaten Grundstücken. Zu diesen Sei-
ten gelten die Vorschriften des Nachbarrechtes Baden-Württemberg, sodass an den 
Grenzverläufen zu den privaten Grundstücken höhere Einfriedungen hergestellt wer-
den können. 

Als ortsuntypisches Material sind geschlossene Einfriedungen (Mauern, Sockel, 
Gabionen, u. ä.) und die Verwendung von Stacheldraht und Kunststoffzäunen sowie 
aus ökologischen Gründen von Nadelgehölzhecken für Einfriedungen ausgeschlossen. 
Diese bestehen zumeist aus nicht standortheimischen Pflanzen und leisten nur einen 
sehr geringen Beitrag zur Ökobilanz und zum Klima- und Artenschutz. 

Um einen ortstypischen Charakter und die Einbindung des Baugebietes in die dörfli-
chen und ländlichen Strukturen zu erreichen, sind Maschendraht- und Drahtzäune nur 
mit Heckenhinterpflanzung zulässig.  

Um den Straßenraum nicht zu sehr einzuengen und um einen gewissen Schutzstreifen 
einhalten zu können, müssen Einfriedungen einen Abstand von 0,5 m von den öffentli-
chen Verkehrsflächen einhalten. Dies wird insbesondere bei Straßen ohne Gehwegen 
als sinnvoll erachtet. Grundsätzlich sind Einfriedungen Anlagen an oder auf einer 
Grundstücksgrenze, die dazu bestimmt sind, ein Grundstück ganz oder teilweise zu 
umschließen und nach außen abzuschirmen und um unbefugtes Betreten oder Verlas-
sen oder sonstige störende Einwirkungen abzuwehren.  

In diesem Zusammenhang ergibt sich für die zu öffentlichen Straßen und Wegen ver-
laufenden Grundstücksgrenzen die Möglichkeit, höhere Einfriedungen als 1,2 m herzu-
stellen, wenn diese einen ausreichenden Abstand von den Grundstücksgrenzen einhal-
ten. Über den ausreichenden Abstand entscheidet die zuständige Bauordnungsbehör-
de. 

4.8 Außenantennen 

Die Konzentration von Außenantennen und Parabolanlagen an einem Standort am 
Wohngebäude sowie die gestalterischen Vorgaben hierzu sollen einen Antennenwild-
wuchs vermeiden und das Ortsbild schützen. 

4.9 Niederspannungsfreileitungen 

Zur Vermeidung räumlicher Konflikte mit der Bebauung, zur Freihaltung des Baugebie-
tes von städtebaulich unerwünschten Verdrahtungen und zum Schutz des Ortsbildes 
sind Freileitungen nicht zulässig und daher als unterirdisches Kabelnetz zu verlegen.  

4.10 Kfz-Stellplatzverpflichtung 

4.10.1 Allgemeines 

Baumaßnahmen sind regelmäßig mit einer erhöhten Anzahl von Wohnungen und ei-
nem zusätzlichen Stellplatzbedarf verbunden, der grundsätzlich auf den Grundstücken 
nachgewiesen werden muss. Unter Berücksichtigung des Bedarfes für Zweitwagen 
und Besucherparkplätze reicht ein Stellplatz je Wohnung meist nicht aus.  

Aufgrund verkehrlicher und städtebaulicher Gründe wird im Plangebiet gegenüber den 
Vorschriften der Landesbauordnung eine Erhöhung der Stellplatzverpflichtung dahin-
gehend festgesetzt, dass bei Wohnungen unter 45 m² Wohnfläche ein Stellplatz und 
für Wohnungen über 45 m² Wohnfläche zwei Stellplätze herzustellen sind. Diese Stell-
platzverpflichtung entspricht der erlassenen Stellplatzsatzung der Gemeinde Eimeldin-
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gen, welche für andere Bereiche im Gemeindegebiet ebenfalls gültig und im individuel-
len Hausbau (Einzel- und Doppelhäuser) im ländlichen Raum nach wie vor angebracht 
ist. 

Bei Stellplätzen, die einer Wohneinheit zugeordnet sind, kann grundsätzlich ein Stell-
platz vor einer Garage, einem Carport oder einem Stellplatz untergebracht werden.  

4.10.2 Städtebauliche Gründe 

Im Bereich der öffentlichen Verkehrsflächen soll den zukünftigen Bewohnerinnen und 
Bewohner eine angemessene Aufenthaltsqualität garantiert werden. Die Straßenflä-
chen sollen daher nicht nur „öffentliche Parkzonen“ sein. Aus diesem Grund ist die 
Schaffung privater Stellplätze in ausreichender Zahl auf den einzelnen Grundstücken 
notwendig.  

4.10.3 Verkehrliche Gründe  

Die anhaltende Zunahme der Kfz im Straßenverkehr erfordert die Unterbringung der 
Kfz auf den privaten Grundstücken, um die öffentlichen Verkehrsflächen für den flie-
ßenden Verkehr freizuhalten und nicht durch fehlende Stellplätze zusätzlich zu belas-
ten. Es zeigt sich außerdem, dass die Zahl der Haushalte mit zwei oder mehr Kfz kon-
tinuierlich anwächst, was auch bei der städtebaulichen Planung berücksichtigt werden 
muss. 

Der ÖPNV ist nach Ausbauzustand, Leistungsfähigkeit und Taktung im ländlichen 
Raum auch in Eimeldingen nicht in der Lage, das eigene Auto ganz zu ersetzen. 

4.11 Niederschlagswasser 

Um die gesamträumliche Entwässerungssituation zu verbessern und die Kanalisation 
zu entlasten, ist die Bauherrschaft bei Neubauvorhaben verpflichtet, auf dem Bau-
grundstück geeignete Maßnahmen zur Minderung des Abflusses von Niederschlags-
wasser vorzusehen. Das Oberflächenwasser soll in Speicherzisternen gesammelt und 
mit einem gedrosselten Abfluss in die im Süden bereits bestehende und für das Plan-
gebiet zu erweiternde Versickerungsmulde abgeleitet und über eine belebte Boden-
schicht versickert. Die letzte Haltung des Regenwasser-Zulaufkanales in die Versicke-
rungsanlage wird ebenfalls umgelegt und leitungsrechtlich gesichert. 

Parallel zum Bebauungsplanverfahren wurde vom Büro Rapp Regioplan, Lörrach, ein 
Erschließungs- und Entwässerungskonzept erarbeitet, das dem Bebauungsplan beige-
legt und auf das im Detail verwiesen wird.  

5 BELANGE DES UMWELTSCHUTZES 

5.1 Umweltschutz  

Da es sich im weiteren Verfahren um ein Bebauungsplanverfahren gemäß § 13b 
BauGB handelt, ist die Durchführung einer förmlichen Umweltprüfung nicht erforderlich. 
Dennoch sind die Belange des Umweltschutzes, insbesondere die Auswirkungen des 
Bebauungsplanes auf Boden, Wasser, Pflanzen und Tiere, Klima, Luft und das Wir-
kungsgefüge zwischen ihnen bei der Aufstellung des Bebauungsplanes zu berücksich-
tigen (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB).  

Durch das Büro faktorgruen, Freiburg, wurde der dem Bebauungsplan beigelegte Um-
weltbeitrag mit spezieller artenschutzrechtlicher Prüfung (saP) und Ausgleichskonzept 
erarbeitet. Auf die dortigen, dezidierten Ausführungen wird verwiesen.  

Zusammenfassend wird Folgendes festgehalten: 

„Das Plangebiet besteht aus einer unversiegelten Wiesenfläche, die am 
Nordwestrand von Gehölzen gesäumt wird. Im Westen befindet sich eine Bö-
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schung mit einer Hochstaudenflur. Mit der Umsetzung des Vorhabens kommt 
es zu einer Überbauung von Grünflächen, Gehölzen sowie dem Verlust von 
Einzelbäumen. Das Vorhaben führt damit zu Beeinträchtigungen der Schutz-
güter. 

Zur Vermeidung und Minimierung der Eingriffe in die Schutzgüter Boden, 
Wasser, Klima/Luft, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt sowie Land-
schaftsbild und Erholung werden u. a. folgende Maßnahmen im Bebauungs-
plan berücksichtigt: 

▪ Begrünung sämtlicher unbebauter Flächen 

▪ Dachbegrünung 

▪ Pflanzung von Straßenbäumen 

▪ Sicherung von Bestandsbäumen sowie bestehenden Grünflächen 

▪ Pflanzung einer Hecke 

▪ Sicherung eines Mindestmaßes an Begrünung der Privatgärten 

▪ Wasserdurchlässige Befestigung von Parkplätzen und Wegen 

▪ Verwendung insektenfreundlicher Beleuchtung 

▪ Vermeidung der Bodenkontamination durch Metallionen von 

Mit den festgesetzten Maßnahmen werden die mit der Planung verbundenen 
Umweltbeeinträchtigungen teilweise vermieden oder vermindert.“ 

Zusätzlich ist zum ehemaligen Streuobstbestand, der sich innerhalb des Plangebietes 
befunden hat, zu sagen, dass zum Zeitpunkt der Erstellung der Gutachten keine Streu-
obstwiese im Plangebiet festgestellt werden konnte. Hinsichtlich des gesetzlichen 
Schutzes von Streuobstbeständen gilt seit 2020 die Grenze von 1.500 m² nach § 33a 
Abs. 1 NatschG. Der Streuobstbestand wurde im Jahr 2017, also vor 2020, gefällt. Zu 
diesem Zeitpunkt gab es noch keine gesetzlichen Regelungen hierzu. Das Gesetz zum 
Schutz von Streuobstbeständen trat erst nach der Fällung in Kraft; rückwirkend kann 
dieses Recht nicht geltend gemacht werden. Der Gemeinde war das Vorkommen von 
Kernflächen, Kernräumen und Suchräumen des Biotopverbundes mittlerer Standorte 
bekannt, dennoch hat sich die Gemeinde auf Grund des vorherrschenden Siedlungs-
druckes im Sinne der Allgemeinheit für die Entwicklung der Fläche als Wohnbaufläche 
entschieden. 

Ergänzend wird zur Luftqualität und zu Kaltluftabflüssen festgestellt, dass das geplante 
Baugebiet an zwei Seiten an den Außenbereich mit Bäumen und Hecken grenzt und 
daher über eine gute Frischluftzufuhr verfügt. Eine kleinklimatisch unverträgliche 
Wohnsituation ist deshalb auszuschließen.  

Gleiches gilt grundsätzlich für das Bestandsgebiet „Alte Säge“. Inwieweit möglicher-
weise die Errichtung der Schallschutzwände entlang der Bahntrasse im Verhältnis zu 
früheren Jahren Kaltluftabflüsse von Ost nach West und kleinräumige Windverhältnisse 
nachteilig beeinträchtigt hat, ist im Einzelnen nicht bekannt. Insgesamt fällt das freie 
Gelände zwischen der Bebauung und der Bahntrasse nach Südwesten in Richtung der 
Kander, sodass selbst tiefliegende Kaltluft über die Kanderachse nach Westen abzie-
hen kann. Das mag bei winterlichen Inversionswetterlagen langsam erfolgen und durch 
die Schallschutzwände auch stärker behindert werden. Dass hierdurch relevante 
Grenzwerte auch nur annähernd erreicht werden, ist aber nicht anzunehmen. 

Im Übrigen wurden die Anforderungen an private Kleinfeuerungsanlage wie Kaminöfen 
durch die Novellierung der 1. BImSchV für kleine und mittlere Feuerungsanlagen im 
Jahr 2010 deutlich verschärft, sodass von solchen Anlagen im Plangebiet „Malzholz-
weg“ geringere Emissionen ausgehen werden als aus dem Bestandsgebiet „Alte Sä-
ge“. Für das Bestandsgebiet ist ebenfalls mit Besserung zu rechnen, wenn sich die Ei-
gentümerInnen gesetzeskonform verhalten. Denn für bestehende zentrale Holz- oder 
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Pelletsheizungen bestehen nach § 25 der 1. BImSchV und für Schwedenöfen nach 
§ 26 der 1. BImSchV Nachrüstungspflichten zur Einhaltung strengerer Grenzwerte. 
Ausgenommen davon sind nur Grundöfen und Einzelraumfeuerungen, die für die 
Wärmeversorgung eines Gebäudes unerlässlich sind. Die Übergangsfristen für die 
Nachrüstung und für den Nachweis der Einhaltung strengerer Werte für die zwischen 
1995 und 2010 errichteten Anlagen laufen Ende 2024 ab, sodass in absehbarer Zeit 
mit Besserung zu rechnen ist. Eine relevante Beeinträchtigung der Luftqualität wird mit-
telfristig weder für das Plangebiet noch für das Bestandsgebiet „Alte Säge“ noch im 
geplanten Baugebiet gesehen 

5.2 Artenschutz 

Zum Thema Artenschutz wurden während der Aufstellung des Bebauungsplanes um-
fangreiche Untersuchungen ebenfalls durch das Büro faktorgruen, Freiburg, durchge-
führt. Die abschließenden Ergebnisse sind in der speziellen artenschutzrechtlichen 
Prüfung (saP) erfasst und dem Bebauungsplan beigelegt. Auf die dortigen, dezidierten 
Ausführungen wird verwiesen. Die Umsetzung der Maßnahmen erfolgt durch den Vor-
habenträger der Erschließung, den einzigen privaten Grundstückseigentümer im Plan-
gebiet, mit dem die Gemeinde hierzu einen städtebaulichen Vertrag schließen will. 

Zusammenfassend wird Folgendes festgehalten: 

„Es wurden Bestandserhebungen der Arten(gruppen) Laubfrosch, Reptilien 
und Brutvögel durchgeführt und die Verbotstatbestände für die im Gebiet 
nachgewiesenen, artenschutzrechtlich relevanten Arten geprüft. 

Die Kartierungen ergaben keine Vorkommen von Laubfröschen im Plangebiet. 
Das Eintreten von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen kann daher 
ausgeschlossen werden. 

Eine Verletzung oder Tötung von Vögeln kann durch die Einschränkung des 
Rodungszeitraums von Gehölzen vermieden werden. Es werden keine Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten der nachgewiesenen planungsrelevanten Brut-
vogelarten durch das Vorhaben zerstört. Die Brutstätten liegen alle außerhalb 
des Plangebiets und werden nicht beeinträchtigt. 

Im Zuge der Umsetzung des Vorhabens kommt es zur Zerstörung von Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten von Mauereidechsen und Zauneidechsen. Um 
die Lebensraumfunktion im räumlichen Zusammenhang zu erhalten, muss ein 
Ersatzlebensraum inklusiver neuer Fortpflanzungs- und Ruhestätten für beide 
Arten geschaffen werden. 

Ohne Maßnahmen kommt es zudem zur Tötung von Mauer- und Zauneidech-
sen. Um das zu vermeiden, ist vor Beginn der Erschließungsarbeiten eine 
Umsiedlung/Vergrämung der im Plangebiet lebenden Individuen in die Ersatz-
lebensräume durchzuführen.“ 

Zudem wird festgehalten, dass die Umsetzung der festgesetzten CEF-Maßnahmen 
zum Satzungsbeschluss durch einen öffentlich-rechtlichen Vertrag gesichert wird, so-
weit die Maßnahmen bis zu diesem Zeitpunkt nicht ohnehin schon umgesetzt sind. In 
welcher Form und für welchen Zeitraum darüber hinaus ein Monitoring erforderlich und 
vertraglich zu sichern sein wird, ist noch näher abzuklären. Es wird darauf hingewie-
sen, dass für artenschutzrechtliche CEF-Maßnahmen im Gegensatz zu naturschutz-
rechtlichen Ausgleichsmaßnahmen keine Ewigkeitsverpflichtung besteht. Im Grundsatz 
muss nach erfolgreicher Umsiedelung/Vergrämung das Regime der §§ 44 ff. 
BNatSchG ausreichen, um auch auf der CEF-Fläche den Artenschutz zu gewährleis-
ten, da auch auf der Eingriffsfläche bis dato kein weitergehender Schutz bestand. 

Es konnte im Vorhinein das Potenzial für Wochenstuben und Winterquartiere für Fle-
dermäuse aufgrund fehlender Strukturen im Plangebiet ausgeschlossen werden. Spal-
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ten und Risse an den Rindentaschen und Spalten an Bäumen bieten potenzielle Zwi-
schenquartiere für Fledermäuse. Es ist jedoch davon auszugehen, dass es in der un-
mittelbaren Umgebung eine ausreichende Anzahl dieser häufig wechselnden Tages-/ 
Zwischenquartiere gibt, sodass die Funktion der Lebensstätten im räumlichen Zusam-
menhang weiterhin gewährleistet ist und die Tiere auf andere Quartiere in der Umge-
bung ausweichen können. Potenzielle Flugrouten und Jagdhabitate von Fledermäusen 
am angrenzenden Weiher und entlang des Mühlkanales bleiben erhalten. Um eine Stö-
rung dieser Jagdgebiete durch Licht zu vermeiden, wird eine CEF-Maßnahme erforder-
lich, die die Pflanzung einer 2,5 m breiten und ca. 51,5 m langen Hecke aus Sträu-
chern am westlichen Rand des Plangebietes vorsieht. In der speziellen artenschutz-
rechtlichen Prüfung wurde dies im Kapitel 5.2 ergänzt, weshalb eine Kartierung von 
Fledermäusen nicht vorgesehen ist. 

In Baden-Württemberg kommen über 70 Libellenarten vor; von diesen sind 5 Arten in 
Anhang IV der FFH-Richtlinie gelistet, was ausschlaggebend ist für die Berücksichti-
gung unter dem Aspekt des besonderen Artenschutzes im Rahmen der Bauleitpla-
nung. An dem außerhalb des Plangebietes westlich gelegenen Weiher findet keine der 
FFH-Anhang IV Libellenarten die erforderlichen Habitatansprüche (Moorlandschaften, 
besonnte Gräben, größere Fließgewässer, etc.). Ein Vorkommen dieser Arten ist daher 
ausgeschlossen. Zudem bleibt der Weiher bestehen, und es sind keine Beeinträchti-
gungen der heimischen geschützten Libellenarten zu erwarten, da auch die Ufervege-
tation bestehen bleibt. 

Des Weiteren grenzt das Plangebiet westlich an das Bahngrundstück, Flst.-Nr. 3026/4 
und das Biotop der DB AG an. Auf diesem Grundstück wurde im Zuge des Strecken-
ausbaus eine LBP-Maßnahme (Wasserteich und Sträucher) umgesetzt. Die Zuwegung 
zu diesem Bereich sowie auch zu den vorhandenen Schachtanlagen auf dem Grund-
stück muss weiterhin dauerhaft gewährleistet sein. Laut Aussage der Unteren Natur-
schutzbehörde beim Landratsamt Lörrach muss kein Pflegeweg für die Ausgleichsflä-
chen der Deutschen Bahn innerhalb des bzw. durch das geplante Baugebiet „Malz-
holzweg“ vorgehalten werden.  

Die Zuwegung zu den Bahnflächen (Flst.-Nr. 3026/4) erfolgt über das Grundstück Flst.-
Nr. 3075. Dieses wird durch die vorliegende Planung nicht tangiert. Die dauerhafte Zu-
wegung der Maßnahmenflächen und der Schachtanlagen ist hierüber gewährleistet. 

6 BELANGE DES KLIMASCHUTZES 

Gemäß § 1a Abs. 5 BauGB ist insbesondere den Erfordernissen des Klimaschutzes 
auch im Bauleitverfahren Rechnung zu tragen. Die Gemeinde Eimeldingen misst die-
sem Belang einen hohen Stellenwert bei. 

Beim vorliegenden Bebauungsplan handelt es sich um eine sinnvolle Abrundung des 
bestehenden Siedlungsbestandes. Durch die nach Südosten und Südwesten orientier-
ten Dachflächen, die sich besonders für eine solare Energienutzung eignen, sowie der 
Ein- und Durchgrünung mit Bäumen und Sträuchern und der vorgeschriebenen Dach-
begrünung wird insgesamt ein positiver Beitrag zum Klimaschutz geleistet.  

PV-Anlagen werden auf allen Gebäuden zugelassen, sodass sowohl den überragen-
den Belangen erneuerbarer Energien nach § 2 EEG als auch der Pflicht zur Installation 
von PV-Anlagen auf Neubauten nach dem KlimaG Rechnung getragen wird. 

7 BELANGE DES HOCHWASSERSCHUTZES 

7.1 Überflutungsflächen 

Durch die nachrichtliche Übernahme der Hochwassergefahrenkarte für das Plangebiet 
sowie die Übernahme der textlichen Vorgaben in die Bebauungsvorschriften Ziffer 3.1 
wird den Belangen des Hochwasserschutzes in ausreichendem Maß Rechnung getra-
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gen. Es wird zusätzlich zum Thema Erschließungsflächen festgehalten, dass bei einem 
HQExtrem der Wasserspiegel in diesem Bereich vom Landesamt für Umwelt auf eine Hö-
he von 259,6 m (m ü. NHN – Bezugssystem DHHN2016, Höhenstatus 170, 
EPSG 7837) angegeben wird. Durch die geplante Geländemodellierung befindet sich 
die Wendeanlage als tiefster Punkt der Erschließungsflächen ebenfalls auf einer Höhe 
von ca. 259,6 m; eine Überflutung der öffentlichen Flächen ist somit kaum gegeben.  

7.2 Starkregenereignisse 

Durch die nachrichtliche Übernahme der Starkregengefahrenkarte für das Plangebiet 
sowie die Übernahme der textlichen Vorgaben in die Bebauungsvorschriften Ziffer 3.2 
wird den Belangen des Hochwasserschutzes in Verbindung mit Starkregen in ausrei-
chendem Maß Rechnung getragen. 

Parallel zum Bebauungsplanverfahren wurde vom Büro Rapp Regioplan, Lörrach, ein 
Erschließungs- und Entwässerungskonzept erarbeitet, das dem Bebauungsplan beige-
legt wird. Hierin werden die Starkregenereignisse mit betrachtet; auf die dortigen, dezi-
dierten Ausführungen wird verwiesen. 

Zusammenfassend wird Folgendes festgehalten: 

„In der Starkregengefahrenkarte ist deutlich zu erkennen, dass der Starkre-
genabfluss aus dem bestehenden Gewerbegebiet Reutacker über die Gelän-
devertiefung vor der im Norden befindlichen Böschung in Richtung Westen 
abfließt. 

Durch die Geländemodellierung sowie der Straßenplanung in Längs- und 
Querneigung wird der Niederschlagsabfluss bei Starkregenereignissen über 
den Straßenkörper und die Wendeanlage im Westen der Erschließung in die 
Grün-/Versickerungsanlage abgeleitet. Die jeweiligen Oberkanten der Versi-
ckerungsanlage werden so ausgebildet, dass bei Überschreiten des maxima-
len Wasserspiegels in der Versickerungsanlage ein Notüberlauf über den 
südwestlichen Rand in den tieferliegenden Bereich zwischen Baugebiet und 
Bahnkörper möglich ist. Für die schadlose Ableitung des von der nördlichen 
Böschung anfallenden Niederschlagswassers wird am Böschungsfuß eine 
leichte Vertiefung erstellt, die den Abfluss entlang der Böschung in westlicher 
Richtung bis ebenfalls in den tieferliegenden Bereich zwischen Baugebiet und 
Bahnkörper ermöglicht. 

Für die schadlose Ableitung des Niederschlagswassers inklusive einer Rück-
stausicherung von den Privatgrundstücken ist der jeweilige Eigentümer ver-
antwortlich.“ 

8 BELANGE DES IMMISSIONSSCHUTZES 

8.1 Allgemein 

Die Belange des Immissionsschutzes sind bei der Aufstellung eines Bebauungsplanes 
grundsätzlich zu berücksichtigen (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB). 

Vom Büro Fichtner WT, Freiburg, wurde eine schalltechnische Untersuchung zum von 
der westlich liegenden Bahnstrecke ausgehenden Schienenlärm sowie zum von der 
östlich liegenden B3 ausgehenden Straßenverkehrslärm erarbeitet, die dem Bebau-
ungsplan beigelegt ist. Die Ergebnisse werden in die Bebauungsplanung eingestellt.  

Zudem sind die Lärmeinwirkungen durch bestehende Gewerbebetriebe in der Nach-
barschaft zu untersuchen, an die das Plangebiet im Osten heranrückt. Bezüglich des 
einwirkenden Gewerbelärmes sind ebenfalls potenzielle Lärmkonflikte mit den schutz-
bedürftigen Nutzungen im Plangebiet zu ermitteln. 
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8.2 Gewerbelärm 

Zusammenfassend wird Folgendes festgehalten: 

„Die über die Beurteilungszeiträume gemittelten Beurteilungspegel betragen im 
Plangebiet zwischen 45 dB(A) und 55 dB(A) am Tag. In der Nacht kommt es im 
Plangebiet zu Pegeln zwischen 30 dB(A) und 45 dB(A). 

Somit wird am Tag der Immissionsrichtwert der TA Lärm für allgemeine Wohnge-
biete von 55 dB(A) eingehalten. In der Nacht wird der Immissionsrichtwert von 
40 dB(A) im nordöstlichen Bereich des Plangebietes überschritten. Somit sind für 
das Plangebiet „Malzholzweg“ Lärmschutzmaßnahmen erforderlich. 

Auch hinsichtlich der kurzzeitigen Geräuschspitzen wurden die Pegel im Plange-
biet über das Schallausbreitungsmodell mit den gewählten Emissionsansätzen 
für Maximalpegel ermittelt. Am Tag ergeben sich keine Pegel über 80 B(A). Der 
Richtwert für kurzzeitige Geräuschspitzen am Tag von 85 dB(A) in allgemeinen 
Wohngebieten wird damit deutlich eingehalten. In der Nacht kommt es im nord-
östlichen Bereich des Plangebietes zu Maximalpegeln von über 60 dB(A). Der 
Richtwert der TA Lärm von 60 dB(A) für allgemeine Wohngebiete wird damit in 
Teilen des Plangebietes überschritten. Maßgeblich sind die Emissionen der Bus-
se auf dem Betriebshof des Busunternehmens. Auch hieraus geht somit eine Er-
forderlichkeit für Lärmschutzmaßnahmen hervor.“ 

8.3 Straßen- und Schienenverkehrslärm 

Zusammenfassend wird Folgendes festgehalten: 

„Die Pläne zeigen, dass die Lärmsituation insbesondere in der Nacht hauptsäch-
lich durch die westlich verlaufenden Gleise der Rheintalbahn geprägt wird. Am 
Tag liegen innerhalb des Plangebietes auf allen Stockwerkshöhen die Pegel un-
ter 59 dB(A). Der Immissionsgrenzwert der 16. BImSchV wird somit im gesamten 
Plangebiet eingehalten.  

In der Nachtzeit ergeben sich im Plangebiet in allen Stockwerken Überschreitun-
gen des Immissionsgrenzwertes von 49 B(A). In großen Bereichen im Westen 
des Plangebiets liegen die Beurteilungspegel über 54 dB(A) und liegen somit 
auch über den Immissionsgrenzwerten für Mischgebiete (MI). Für das Plangebiet 
„Malzholzweg“ sind somit Lärmschutzmaßnahmen erforderlich. 

Die um 4 dB(A) strengeren Orientierungswerte der DIN 18005 für allgemeine 
Wohngebiete werden in der Nacht in allen Stockwerken überschritten. Am Tag 
werden die Werte zumindest in den unteren beiden Stockwerken eingehalten. 

Die Orientierungswerte der DIN 18005 sind nicht als strikt einzuhaltende Grenz-
werte zu verstehen. Zur Gewährleistung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
sollten jedoch zumindest für Bereiche mit Überschreitungen der Immissions-
grenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung – 16. BImSchV Lärmschutzmaß-
nahmen vorgesehen werden.“ 

8.4 Verkehrslärmeinwirkung durch Ziel- und Quellverkehr auf umliegende Bestands-
gebiete  

„Zusammenfassend wird Folgendes festgehalten: 

In der Nachbarschaft sind aufgrund des niedrigen Schutzniveaus eines Gewer-
begebietes und der geringen zusätzlich erzeugten Verkehrsmenge des Plange-
bietes von weniger als 300 Kfz/24h keine wesentlichen Erhöhungen der Lärmsi-
tuation zu erwarten. Keine Lärmschutzmaßnahmen erforderlich.“ 
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8.5 Städtebauliche und bauleitplanerische Beurteilung 

Durch den Gewerbelärm wird in der Nacht der Immissionsrichtwert von 40 dB(A) im 
nordöstlichen Bereich des Plangebietes überschritten. Auch hinsichtlich der kurzzeiti-
gen Geräuschspitzen kommt es im nordöstlichen Bereich des Plangebietes zu Maxi-
malpegeln von über 60 dB(A). Der Richtwert der TA Lärm von 60 dB(A) für allgemeine 
Wohngebiete wird damit in Teilen des Plangebietes überschritten. 

Zur Beurteilung der künftigen Situation an der geplanten Bebauung durch den Straßen- 
und Schienenverkehr wurden zunächst die Orientierungswerte der DIN 18005 für All-
gemeine Wohngebiete (WA) von tags 55 dB(A) und nachts 45 dB(A) herangezogen. 
Als weiteres Abwägungskriterium wurden die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV 
von tags 59 dB(A) und nachts 49 dB(A) herangezogen. Diese Grenzwerte sind zwar im 
Bebauungsplanverfahren für ein neues Wohngebiet nicht unmittelbar anwendbar, stel-
len aber bei der Vorhabenzulassung eines neuen oder wesentlich geänderten Ver-
kehrsweges die Schwelle der Zumutbarkeit dar.  

Zur Dimensionierung des baulichen Schallschutzes von Außenbauteilen wird gemäß 
dem Regelwerk der DIN 4109 nicht der Beurteilungspegel der DIN 18005 oder der 
16. BImSchV herangezogen, sondern der „maßgebliche Außenlärmpegel“, der sich 
über Zuschläge von 3 dB(A) tags bzw. 13 dB(A) nachts auf den Beurteilungspegel 
ergibt. Der maßgebliche Außenlärmpegel wurde – ohne Berücksichtigung irgendeiner 
abschirmenden Bebauung – für die Lärmpegelbereiche nach DIN 4109-2 berechnet 
und in den Anlagen 6.1 bis 6.3 der schalltechnischen Untersuchung dargestellt. Dabei 
wurde in der Untersuchung die in Baden-Württemberg bauaufsichtlich eingeführte Fas-
sung 2018 der DIN 4109 zugrunde gelegt, die für den Schienenverkehrslärm einen Ab-
schlag von 5 dB(A) vorsieht und dementsprechend zu um 5 dB(A) reduzierten Beurtei-
lungspegeln führt. 

In der Nachtzeit ergeben sich auf Grund des Schienenlärms im Plangebiet in allen 
Stockwerken Überschreitungen des Immissionsgrenzwertes von 49 B(A). In großen 
Bereichen im Westen des Plangebiets liegen die Beurteilungspegel über 54 dB(A) und 
liegen somit auch über den Immissionsgrenzwerten für Mischgebiete (MI).  

In der Rechtsprechung zeichnet sich zudem die Tendenz ab, dass bei einem Dauer-
schallpegel von tags 70 dB(A) und nachts 60 db(A) die Schwelle der Gesundheitsge-
fährdung überschritten ist. Die Schwellenwerte zur Gesundheitsgefährdung werden im 
gesamten Plangebiet deutlich unterschritten. 

Wenn ein Gebiet mit einer neuen Wohnbebauung geplant wird, muss die Lärmbelas-
tung durch vorhandene und überdies teilweise nicht zugleich der Erschließung des 
Gebietes dienende Verkehrswege sowie die gewerbliche Lärmbelastung als gewichti-
ger Belang in die Abwägung eingestellt werden. Welche Lärmbelastung einem Wohn-
gebiet unterhalb der Grenze zu Gesundheitsgefahren zugemutet werden darf, richtet 
sich nach den Umständen des Einzelfalles; die Orientierungswerte der DIN 18005-1 
„Schallschutz im Städtebau“ bieten hier eine Orientierungshilfe, die im Rahmen einer 
gerechten Abwägung herangezogen werden kann, jedoch keine Planungsobergrenze 
darstellt, sondern in der Bauleitplanung auch überschreitbar sind. Allerdings sind sie im 
Rahmen der Abwägung jedenfalls insofern von Bedeutung, als die für die Planung 
sprechenden Gründe umso gewichtiger sein müssen, je weiter die DIN-Werte über-
schritten werden. Möchte die planende Gemeinde dem Plangebiet unter Berufung auf 
das Vorliegen gewichtiger städtebaulicher Gründe, die für eine solche Lösung spre-
chen, eine Überschreitung der Orientierungswerte zumuten, so setzt dies voraus, dass 
sie sich im Rahmen der Abwägung mit den nach Lage der Dinge in Betracht kommen-
den baulichen und technischen Möglichkeiten befasst, eine Überschreitung auf das im 
Interesse einer Erreichung des Planungszieles hinzunehmende Maß zu beschränken. 
Dabei kommen auch Maßnahmen des passiven Schallschutzes in Betracht. Eine Re-
gel, dass Schallschutz im Inneren der Gebäude auch bei geöffneten Fenstern gewähr-
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leistet sein muss, ist der DIN 18005 nicht zu entnehmen. In der Rechtsprechung ist 
vielmehr anerkannt, dass auch im Falle einer Überschreitung der Orientierungswerte 
das Gebot gerechter Abwägung nicht verletzt sein muss, wenn im Inneren der Gebäu-
de durch die Anordnung der Räume und die Verwendung schallschützender Außen-
bauteile angemessener Schallschutz gewährleistet ist. In die Abwägung einzustellen ist 
auch, ob bzw. in welchem Ausmaß Außenwohnbereiche im Tagzeitraum von Über-
schreitungen der Orientierungs- bzw. Grenzwerte betroffen sind. 

„Unter ganz bestimmten Rahmenbedingungen ist es unter städtebaulichen und 
umweltplanerischen Gesichtspunkten dennoch erforderlich – und bei der Anwen-
dung sorgfältiger Instrumente vertretbar – in derart vorbelasteten Bereichen, je 
nach Situation des Einzelfalls, auch Wohnnutzungen zu ermöglichen:“ 
(Hamburger Leitfaden Lärm in der Bauleitplanung 2010)  

Primär hat die Gemeinde bei einer Neuplanung von Wohngebieten die Abwägungsdi-
rektive des § 50 BImSchG zu berücksichtigen, wonach bei raumbedeutsamen Planun-
gen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen 
sind, dass schädliche Umwelteinwirkungen soweit wie möglich vermieden werden. Die 
Durchsetzung dieses Trennungsgrundsatzes stößt jedoch an Grenzen. In Gemeinden 
mit einer hohen Vorbelastung durch Verkehrslärm auf Grund der Nähe zu übergeord-
neten Straßen- oder Schienenwegen wie in Eimeldingen ist es häufig nicht möglich, al-
lein durch die Wahrung von Abständen zu vorhandenen Straßen- oder Schienenwegen 
schädliche Umweltauswirkungen auf Wohngebiete bzw. Wohnnutzungen zu vermei-
den. Gleiches gilt für Gewerbegebiete bzw. Gewerbebetriebe, an die auf Grund der 
immer knapper werdenden Flächen immer wieder mit Wohnbebauung herangerückt 
wird. Doch auch in diesen Gemeinden besteht ein berechtigtes Interesse daran, neue 
Wohnbaugebiete auszuweisen oder bestehende Strukturen zu ergänzen um den drin-
genden Bedarf an Wohnraum zu befriedigen und damit der Wohnraumknappheit und 
den hohen Kauf- und Mietpreisen zu begegnen.  

Kuschnerus hält hierzu fest:  

„Welche Lärmbelastung einem Wohngebiet unterhalb der Grenze zu Gesund-
heits-gefahren zugemutet werden darf, richtet sich nach den Umständen des 
Einzelfalls; die Orientierungswerte der DIN 18005 können im Rahmen einer ge-
rechten Abwägung lediglich als Orientierungshilfe herangezogen werden. Je wei-
ter die Orientierungswerte (…) überschritten werden, desto gewichtiger müssen 
die Gründe sein und umso mehr hat die Gemeinde die baulichen und techni-
schen Möglichkeiten auszuschöpfen, die ihr zu Gebote stehen, um diese Auswir-
kungen zu verhindern. (…) Jedenfalls wenn im Inneren der Gebäude durch die 
Anordnung der Räume und die Verwendung von schallschützenden Außenbau-
teilen angemessener Lärmschutz gewährleistet wird, kann es im Ergebnis mit 
dem Gebot gerechter Ab-wägung vereinbar sein, Wohngebäude an der lärmzu-
gewandten Seite des Gebäu-des deutlich über den Orientierungswerten liegen-
den Außenpegeln auszusetzen“ 
(Kuschnerus: Der sachgerechte Bebauungsplan, Bonn 2010) 

Gemäß dem Hamburger Leitfaden „Lärm in der Bauleitplanung 2010“ gilt  

„hinsichtlich des baulichen Schallschutzes (…), dass bei Überschreitungen von 
60/70 dB(A) Nacht/Tag zwingend das so genannte Prinzip der „Zweischaligkeit“ 
in Verbindung mit einer Grundrissorientierung der schutzbedürftigsten Räume zur 
lärmabgewandten Seite erfüllt werden muss. Für die Schlafräume gelten entwe-
der die Anforderungen einer lärmabgewandten Seite von < 49 dB(A) in der Nacht 
für Schlafräume oder die Anforderungen von 30 dB(A) im Innenraum für Schlaf- 
und Kinderzimmer.“ 

Den gewichtigen städtebaulichen Gründen für die Neubebauung des Plangebietes 
steht die Immissionsbelastung durch die angrenzenden Verkehrswege der Deutschen 
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Bahn und untergeordnet der B3 sowie der aus dem Osten einwirkende Gewerbelärm 
aus dem Gewerbegebiet „Reutacker I“ gegenüber. Primär sollten entsprechende Im-
missionen durch aktive Maßnahmen wie Schutzwände oder -wälle und bei Gewerbe-
lärm beim Emittenten selbst minimiert werden. Im vorliegenden Fall ist aber bereits ei-
ne hohe Lärmschutzwand der DB AG westlich des Plangebietes vorhanden, welche 
aber offensichtlich nicht den gesamten Schienenlärm abfängt, sodass der weiterge-
hende Schallschutz an den Gebäuden selbst gebracht werden muss. Eine nochmalige 
Erhöhung der Lärmschutzwand ist nicht möglich. 

Der aus Osten kommende Gewerbelärm kann nicht bei den Emittenten abgefangen 
werden, da sich diese in einem ausgewiesenen uneingeschränkten Gewerbegebiet be-
finden und nicht zu Einschränkungen bereit sind bzw. auch von Seiten der Gemeinde 
der Wunsch besteht, die Gewerbetreibenden nicht einzuschränken. Daher müssen die 
aus dem Gewerbelärm resultierenden Schallschutzmaßnahmen an den mit Planeintrag 
kenntlich gemachten Fassadenseiten an den Gebäuden im Plangebiet erbracht wer-
den, was auf Grund der nur wenigen Flächen als vertretbar erscheint. Auch hier wurde 
eine Lärmschutzwand angedacht. Diese müsste aber nah beim Emittenten stehen, um 
eine entsprechende Wirkung entfalten zu können, was vorliegend nicht möglich ist. Ei-
ne Wand entlang der östlichen Grenze der Neubaugrundstücke müsste sehr hoch wer-
den, um den gewünschten Schutz zu gewährleisten. Eine Schallschutzmauer entlang 
des Überganges zwischen Plangebiet und Gewerbegebiet ist städtebaulich nicht hin-
nehmbar. Auf diese Maßnahme wird deshalb verzichtet. 

Als Mittel zum Schutz gegen die Lärmbelastungen infolge des nächtlichen Gewerbe- 
und Verkehrslärmes verbleiben damit Vorkehrungen des baulichen Schallschutzes, die 
im vorliegenden Fall dezidiert festgesetzt werden. Hierzu zählt zuvorderst die Festset-
zung zur Ausführung der Außenbauteile. Ergänzend zu den Anforderungen des bauli-
chen Schallschutzes enthält der Bebauungsplan Festsetzungen zum Ausschluss 
schutzbedürftiger Räume bzw. zu Festverglasung bezogen auf den Gewerbelärm. Die-
se Festsetzungen sind erforderlich, da sich entsprechende Anforderungen nicht aus 
der DIN 4109 ergeben, der bauliche Schallschutz nur bei geschlossenen Fenstern sei-
ne Wirksamkeit entfaltet, gleichwohl aber eine ausreichende Belüftung während der 
Nachtzeit sichergestellt sein muss. Festsetzungen zum Schutz von Außenwohnberei-
chen sind nicht erforderlich, da im Tagzeitraum sowohl die Orientierungswerte der 
DIN 18005 als auch die Grenzwerte der 16. BImSchV nicht überschritten werden. 

Die festgestellten Immissionsbelastungen resultieren aus dem Schienenlärm und dem 
Verkehrsaufkommen auf der B3. Beide Verkehrswege führen als zwei der wichtigsten 
Hauptverkehrsachsen durch Eimeldingen. Hieraus resultieren entlang der gesamten 
Strecke hohe Belastungen innerhalb Eimeldingens. Die Gemeinde weiß um diese Be-
lastungen, hat aber auf Grund der hohen Vorbelastung im gesamten Ort keine Aus-
weichmöglichkeiten auf andere Flächen, da der Lärmaufschlag vielerorts hoch ist. Ein 
weiterer Ansatzpunkt ist die Verbesserung und der angestrebte Ausbau des ÖPNV, 
sodass noch mehr Menschen auf das eigene Kfz verzichten und dementsprechend die 
Immissionen gesenkt werden können. Der Ausbau des ÖPNV ist jedoch ein langfristi-
ges Projekt, dessen Realisierung sicherlich zu einer Entlastung führen wird; die Reali-
sierungshorizonte sind jedoch noch nicht abzusehen.  

Innerhalb der Gemeinde Eimeldingen und der gesamten Raumschaft besteht eine an-
haltend hohe Nachfrage nach Wohnraum. Das Plangebiet „Malzholzweg“ richtet sich 
mit dem durchdachten Gebäudemix, dem flächensparenden Bauen und den unter-
schiedlichen Grundstücksgrößen an alle möglichen Interessengruppen und kann somit 
einen breiten Querschnitt der Bevölkerung bedienen.  

Die Verkehrslärmbelastung ist der Gemeinde bewusst. Für die Innenwohnbereiche 
können die zulässigen Schalldämmwerte für die betroffenen Bereiche nachts jedoch 
über die zu realisierenden baulichen Maßnahmen eingehalten und somit eine Gesund-
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heitsgefahr für die Bewohnerinnen und Bewohnern durch Verkehrslärm ausgeschlos-
sen werden. 

9 BELANGE DER LANDWIRTSCHAFT 

Von Seiten der Landwirtschaft beim Landratsamt Lörrach wurde während des Bebau-
ungsplanverfahrens Folgendes vorgetragen: 

„Für das Plangebiet wird eine im Flächennutzugsplan für die Landwirtschaft aus-
gewiesene Fläche in Anspruch genommen. Inklusive naturschutzrechtlichem 
Ausgleich gehen damit einem landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieb 8.298 m² 
Mäh¬weide verloren. Nach der Wirtschaftsfunktionenkarte ist die Fläche in Vor-
rangflur Stufe I als landbauwürdige Fläche einzuordnen. Diese Flächen bilden die 
ökonomische und strukturelle Grundlage einer nachhaltigen Landwirtschaft und 
sind deshalb für die landwirtschaftliche Nutzung besonders wertvoll. 

Das Plangebiet wird jedoch nur in geringer Intensität als Wiese bewirtschaftet. 
Zudem sind aufgrund der geringen Flächengröße keine erheblichen Auswirkun-
gen für die Landwirtschaft zu erwarten. Durch die Ausweisung von Wohnbauflä-
chen an diesem Standort können Neuinanspruchnahmen intensiv landwirtschaft-
lich genutzter Flächen an anderer Stelle vermieden werden.“ 

Die Gemeinde Eimeldingen räumt an diesem Standort aufgrund der angrenzenden 
Siedlungsstrukturen und der bestehenden Straßenanbindung der Befriedigung des 
Wohnbedarfes ein höheres Gewicht ein als der Landwirtschaft. 

Für Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Plangebietes ist gemäß § 1a Abs. 3, 
S. 4 BauGB der § 15 Abs. 3 BNatschG anzuwenden. Das Ziel ist, mit Maßnahmen ho-
her Aufwertungspotentiale möglichst wenig Fläche der landwirtschaftlichen Nutzung zu 
entziehen. Zusätzlich ist bei der Flächenauswahl zu beachten, dass Flächen mit hoher 
agrarstruktureller Bedeutung (z. B. überdurchschnittliche Bodengüte und Flurstrukturen 
mit Nähe zu landwirtschaftlichen Betrieben) nur im Notfall in Anspruch genommen 
werden sollten. 

Bei der Planung und Realisierung externer Maßnahmen werden agrarstrukturelle Be-
lange bestmöglich berücksichtigt. Aufgrund der Anwendung des § 13b BauGB entfallen 
eine Pflicht zur Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen und die damit verbundene 
Flächeninanspruchnahme. Es sind lediglich in überschaubarem Umfang artenschutz-
rechtliche Kompensationsmaßnahmen erforderlich. Für diese werden eine bereits heu-
te zwischen zwei Gebäudereihen liegende und für die Landwirtschaft daher nur einge-
schränkt nutzbare schmale Wiesenfläche und eine weitere Fläche in Anspruch ge-
nommen, sodass die Landwirtschaft insgesamt nur geringfügige Flächenverluste auf-
grund naturschutzrechtlicher Vorgaben erleidet. 

Eine vollständige interne Kompensation im Plangebiet ist aus naturschutzfachlichen 
Gründen nicht möglich. Um artenschutzrechtliche Verbotstatbestände zu vermeiden, 
müssen die plangebietsinternen und -externen Maßnahmen die Entwicklung von arten-
reichen Grünflächen, Gehölzpflanzungen und Reptilienbiotopen beinhalten. Insofern 
kann auf die Inanspruchnahme landwirtschaftlich genutzter Flächen nicht gänzlich ver-
zichtet werden. 

Die geplante CEF-Maßnahme für Zauneidechsen auf Flst.-Nr. 3036 zerschneidet eine 
zusammenhängend bewirtschaftete Grünlandfläche. Die kleine Restfläche müsste mit 
erhöhtem Aufwand bewirtschaftet werden. Vom Fachbereich Landwirtschaft beim 
Landratsamt Lörrach wurde angeregt, die Maßnahme an den Rand der Mähweide zu 
le¬gen. Dies ist nicht möglich, da sich die Flächen nicht im Eigentum der Gemeinde 
bzw. des privaten Entwicklers befinden und eine Mitwirkungsbereitschaft der Flächen-
eigentümerIn nicht gegeben ist. Dies wurde im Vorfeld des Bauleitplanverfahrens ab-
geklärt. Auf Grund dessen wurde auf das Grundstück Flst.-Nr. 3036 ausgewichen, da 
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die GrundstückseigentümerInnen hier mitwirkungsbereit sind und die Fläche auch im 
unmittelbaren Zusammenhang mit der Eingriffsfläche (Plangebiet) steht. 

10 GEOTECHNISCHE UNTERSUCHUNGEN 

Vom Büro Fichtner WT, Freiburg, wurde parallel zum Bebauungsplanverfahren ein 
hydrogeologisches Baugrundgutachten erstellt, das dem Bebauungsplan beigelegt 
wird. Auf die dortigen, dezidierten Ausführungen wird verwiesen. 

11 KAMPFMITTELFREIHEIT 

Auf Ziffer 4.1 des dem Bebauungsplan beigelegten Berichtes zur „Geotechnischen und 
umwelttechnischen Erkundung“ des Büros Fichtner WT, Freiburg, wird im Detail ver-
wiesen.  

Zur Kampfmittelerkundung wird zusammenfassend Folgendes festgehalten: 

„Durch die Nähe des Untersuchungsgebietes zur Bahnlinie sollte die Kampf-
mittelfreiheit im Vorfeld nachgewiesen werden. Eine Anfrage auf multitempora-
le Luftbildauswertung wurde beim KMBD gestellt. Wegen der hohen Anzahl an 
Anfragen ist derzeit mit einer Wartezeit von etwa einem halben Jahr zu rech-
nen.  

Bevor die Rammkernbohrungen und die schweren Rammsondierungen 
durchgeführt wurden, wurde die Kampfmittelfreiheit überprüft. 

Die Untersuchungen im Vorfeld ergaben keine Hinweise auf im Untergrund 
verbliebene Kampfmittel. Alle Bohrungen und Rammsondierungen konnten an 
den vorgesehenen Stellen ausgeführt werden. Die Messungen hatten eine 
Aussagereichweite von einem Radius < 0,7 m.“ 

Die Ergebnisse sind aus Anlage 2.4 des Berichtes zur „Geotechnischen und 
umwelttechnischen Erkundung“ des Büros Fichtner WT, Freiburg, vom 
14.08.2020 ersichtlich.“ 

12 ERSCHLIESSUNG 

Die verkehrliche Anbindung des Plangebietes an das öffentliche Verkehrsnetz der Ge-
meinde Eimeldingen erfolgt im Bestand. Der motorisierte Individualverkehr (MIV) kann 
über die Reibmattenstraße an- und abfahren. Die rad- und fußläufige Erschließung er-
folgt zusätzlich über die umliegenden Fuß-, Wirtschafts- und Feldwege. 

Die Erschließung des Plangebietes ist ausschließlich von Osten über die im Gewerbe-
gebiet befindliche Reibmattenstraße, Reutackerstraße mit Anbindung an die B3 vorge-
sehen.  

Zur Beurteilung der Verkehrsströme und der Qualitätsstufen des Verkehrsablaufes im 
betreffenden Bereich der B3 wurde das Büro Fichtner WT, Freiburg, zu fachlichen Ein-
schätzung hinzugezogen. 

Es wurde festgestellt, dass sich im Bestand für die Linksabbiegenden während der 
vormittäglichen Spitzenstunde ein guter Verkehrsablauf (Qualitätsstufe „B“) ergibt. 

Auch bei einer Erhöhung der Verkehrsmengen im Prognose-Nullfall und im Prognose-
Planfall wird für die Linksabbiegenden Qualitätsstufe „B“ erreicht. 

Die Ausfahrt des untergeordneten, nach links auf die B3 einbiegenden Stromes ist be-
reits im Bestand mit Wartezeiten verbunden (Qualitätsstufe „D“). Auch im Prognose-
Nullfall und im Prognose-Planfall wird Qualitätsstufe „D“ erreicht, sowohl während der 
vormittäglichen als auch während der nachmittäglichen Spitzenstunde. Der Knoten-
punkt insgesamt erhält somit Qualitätsstufe „D“ im Bestand, Prognose-Nullfall und 
Prognose-Planfall. 
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Insgesamt ist also davon auszugehen, dass die Erhöhung der Verkehrsmengen an der 
Einmündung – auf der Grundlage der angesetzten, großzügig abgeschätzten Ver-
kehrsmengen – keinen maßgeblichen Einfluss auf die Qualität des Verkehrsablaufes 
hat. Das Ausfahren nach links ist bereits im Bestand mit Wartezeiten verbunden. Beim 
Linksabbiegen ins Gebiet kommt es aufgrund unterschiedlicher tageszeitlicher Ver-
kehrsverteilung von gewerblicher und wohnlicher Nutzung kaum zu Mehrverkehren 
während der Spitzenstunden und damit auch nicht zu einer wesentlichen Verschlechte-
rung des Verkehrsablaufes. 

13 VER- UND ENTSORGUNG 

Die Ver- und Entsorgung des Plangebietes erfolgt von der bestehenden Reibmatten-
straße und dem Malzholzweg aus. Parallel zum Bebauungsplanverfahren wurde vom 
Büro Rapp Regioplan, Lörrach, ein Erschließungs- und Entwässerungskonzept erarbei-
tet, das dem Bebauungsplan beigelegt ist. Auf die dortigen Ausführungen wird ergän-
zend verwiesen. 

13.1 Niederschlagwasser  

Das Niederschlagswasser wird in die bereits bestehende und im Zuge der neuen Be-
bauung zu vergrößernde Versickerungsanlage eingeleitet. Um eine hydraulische Über-
lastung der Anlage zu vermeiden, ist auf den einzelnen Grundstücken durch die Bau-
herrschaft eine Zisterne mit Abflussdrossel einzubauen.  

13.2 Schmutzwasser 

Die Entwässerung des Plangebietes erfolgt im Trennsystem. Das Schmutzwasser aus 
dem Plangebiet wird in den bestehenden Kanal eingeleitet, der vom Baugebiet „Alte 
Säge“ kommend an den westlichen Rand des Plangebietes umverlegt wird und von 
dort in den nördlich liegenden Bestandskanal übergeht.  

13.3 Trink-/Löschwasserversorgung 

Für die Trink- und Löschwasserversorgung werden im Plangebiet neue Versorgungs-
leitungen mit Anschluss an den Bestand hergestellt. Die Trink- und Löschwasserver-
sorgung wird durch den Neubau einer Versorgungsleitung von der Reibmattenstraße 
aus sichergestellt.  

13.4 Abfallverwertungskonzept / Massenbilanz 

Im Rahmen der Erschließungsplanung und der Nivellierung des Plangebietes zum 
Ausgleich von topographischen Höhenversprüngen ist ein vollständiger Massenaus-
gleich vor Ort ohne Aushubüberschuss geplant. Für die einzelnen Bauvorhaben liegt 
dies nach Maßgabe des dann jeweils gültigen Rechtes jedoch in der Verantwortung 
der jeweiligen Bauherren. 

14 BODENORDNUNG 

Zur Umsetzung des Plangebietes sind bodenordnende Maßnahmen erforderlich. Die 
Grundstücksneubildung erfolgt über Fortführungsnachweis.  
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15 ERSCHLIESSUNGSKOSTEN 

Die Maßnahme verhält sich für die Gemeinde Eimeldingen hinsichtlich der Erschlie-
ßung kostenneutral, da diese vom Vorhabenträger übernommen werden. Die Gemein-
de wird hierüber einen städtebaulichen Vertrag mit dem Vorhabenträger schließen. 

16 STÄDTEBAULICHE DATEN 

 
Fläche des räumlichen Geltungsbereiches  

 
ca.  

 
1,22 ha 

davon:   
Allgemeines Wohngebiet (WA) ca. 0,81 ha 
Verkehrsflächen ca. 0,14 ha 
öffentliche Grünflächen ca. 0,15 ha 
private Grünflächen ca. 0,12 ha 

 
 
Gemeinde Eimeldingen, den  
 
 

 

 

 
Oliver Friebolin 
Bürgermeister 

 Die Planverfasserin 

 
 

  

Ausfertigungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt des Bebauungs-
planes sowie der dazugehörigen örtlichen Bau-
vorschriften mit den hierzu ergangenen Beschlüs-
sen des Gemeinderates der Gemeinde Eimeldin-
gen übereinstimmen. 
 
 
Eimeldingen, den  
 
 
 
Oliver Friebolin 

Bürgermeister 

 Bekanntmachungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Satzungsbeschluss 
gem. § 10 (3) BauGB öffentlich bekannt gemacht 
worden ist. Tag der Bekanntmachung und somit 
Tag des Inkrafttretens ist der _______________. 
 
 
 
Eimeldingen, den 
 
 
 
Oliver Friebolin 

Bürgermeister 

 


